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ORF: Entmonopolisierung ­
Föderalisierung - Regionalisierung?

Es war weder besonders neu noch be-
sonders originell, ..... as anläßlich der
Mitte Juni stattgefundenen "Linz er
Medientage " in das Scheinwerferlicht
der Fernsehkameras, die die öffent­
lichkeit bedeuten, gestellt wurde:
Dezentralisierung von Te ilen des
Fernsehprogramms; oder - wenn man
es anders herum, aber dennoch genauso
richtig, lesen will - Auflösung des
Rundfunkmonopols des ORF.

Neu war dieser Vorschlag schon des­
halb nicht, weil Bundeskanzler Kreis­
ky höchstselbst am Villacher Partei­
tag der SPÖ 1972 den dritten, unge­
nutzten FernsehkanaL der Österreich
aufgrund internationaler Abkommen
zusteht, den österreichischen Zei­
tungsverlegern feilbot. Neu auch des
halb nicht, weil die Konservativen
im Lande, seitdem ihr Artgenosse
Gerd Bacher nicht mehr über den Kü­
niglberg die eingeschalteten Hörer
und Seher erreicht, au f Gleichschal­
tung erkannten. Universitätsprofessor
Korinek berief sich sogar auf Artikel
10 der Menschenrechtskonvention, der
jedermann die freie Äußerung und den
freien Empfang von Nachrichten garan­
tierte und befand, da die Menschen­
rechtskonvention in Österreich Ver­
fassungsrang besitzt, das ORF-Mono­
pol für verfassungswidrig. (1) Die
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offensiv, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
seI bst ändern.

Die derzeit in die Diskussion gewor­
fenen Vorschläge beziehen sich alle
auf die im Rundfunkgesetz 1974 vor­
geschriebene Berücksichtigung der
Bundesländerinteressen. (2) Sie würden
aber alle - mit Ausnahme der vom
ORF vorgeschlagenen Variante - eine
Verfassungsänderung voraussetzen.

Denn in Artikel I des am 10. Juli ver­
abschiedeten Bundesverfassungsge-
setzes über die Sicherung der Unab­
hängigkeit des Rundfunks heißt es:

ziehung der Politiker der Bundesländer
einen größeren Einfluß über den Funk
zu bekommen. ÖVP-Landeshauptmann
Niederl wünscht sich so einen "stei­
rischen Rundfunk". Die Radio- und
Fernsehgerätebranche andererseits
sieht den nicht allzu fernen Tag
voraus, an dem der Markt mit ihren
Produkten gesättigt ist, wenn nicht
technische Neuerungen neuen Absatz
garantieren. In Schweden ist dieser
Zustand bereits erreicht. Die interna­
tionalen Elektronikkonzerne und die
mit ihnen verflochtenen und auch in

Österreich wie Pilze aus dem Boden
schießenden einschlägigen Studien­
und Vertriebsgesellschaften warten
auf Realisierungsmöglichkeiten für
ihre Projekte, deren Entwicklungs·
kosten, sofern ihnen nicht eine hilf­
reiche öffentliche Hand unter die
Achseln griff, sie bereits tragen muß­
ten, Die ohnehin schon im Medien­
markt Involvierten, d. h. die Werbe­
firmen und Verlage, warten auf neue
Anlagesphären.•..

Und die Gewerkschaft? Deren Reprä­
sentanten kann unter dem Aspekt der
Arbeitsplatzsicherung zur Ze it schein­
bar alles eingeredet werden. •
Nennings Vorschlag basiert auf der
gleichzeitigen Forderung, daß in den
neuen Lokalproj ekten kein bereits
anderweitig eingestellter Journalist
engagiert werden darf.

.. Rundfunk ist die für die Allgemeinheit be­
stimmte Verbreitung von Darbietungen aller
Art in Wort, Ton und Bild unter Berücksichti­
gung elektrischer Schwingungen ohne Verbin­
dungsleitung bzw. längs oder mittels eines
Leiters sowie der Betrieb von technischen Ein­
richtungen, die diesem Zweck dienen ..•...
Rundfunk..•• ist eine öffentliche Aufgabe ...

o
o
o

Freiheit des Jedermann, die sich so
außerhalb der Festspielzeit in den
"Salzburger Nachrichten" nieder­
schlug, wird freilich nicht nur durch
den Umstand begrenzt, daß zur Er­
richtung einer Rundfunkstation erheb­
lich mehr Kapital als zur Herausgabe
einer Zeitung notwendig ist; - was ja
auch schon etlichen Leuten zu teuer
ist. Sie ist auch durch die simple Tat­
sache beschränkt, daß Radiofrequenzen
nicht beliebig vermehrbar sind wie
Zeitungspapier.

Originell war die Forderung nach Re­
gionalisierung des Fernsehens durch
Privatisierung ebenfalls nicht, da der­
artige Absichten in verschiedenen Va­
riationen in etlichen europäischen
Staaten, etwa in den Niederlanden, in
Schweden und in der BRD bestehen.
Freunde des schwarzen Humors mögen
allenfalls den Gleichklang von ÖVP­
Medienpsrecher Steinbauer und dem
Präsidenten der Journalistengewerk­
schaft , Dr. Nenning. im 'antimono ­
polistischen Kampf" als originell be­
zeichnen.

Die Diskussion um das Lokalfernsehen
trägt ein national-parteipolitisches
und ein international-wirtschaftspoli·
tisches Siegel. Sie hat aber, was
Österreich betrifft, zur Zeit noch we·
nig bis gar nichts mit den Interessen
der Betroffenen, den Zusehern, zu tun.
Die ÖVP hofft durch stärkere Einbe-
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Karl Marx *

weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins
Bewußtsein rufen, Proble­
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le­
bensgefährlichkeit des Ka­
pitalismus offenlegen
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann­
ten sozia listisc hen Länd er
auch als solche kennzeich­
nen.

links,

off e n s i v I i n k s - soli dar isc h mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung.
solidarisch mit allen 8::­

wegungen für den Sozialis­
mus.

N1mentlich gezeichnete Artikel geben
die Meinung des Autors wieder. Mit
Initialen gezeichnete Artikel geben
die Meinung der Redaktion wieder.
Organisationsmeinungen müssen als
solche gekennzeichnet sein.

Einzelpreis: S 5,-
Abonnement: S 50,- (jährlich).

Kontonummer:
223-102 -976, Länderbank Wien.

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
.•• man muß diese versteinerten Ver­
hältnisfe dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene

Melodie vorsingt!

Eigentümer. Herausgeber, Verleger
und Vervielfältiger: Bewegung für So­

zialismus (föj). Für den Inhalt im Sin­
ne des Pressegesetzes verantwortlich:
Alfred Prandl. Alle: 1040 Wien, Bel­
vederegasse 10.

Redaktion: 1020 Wien, Franz-Hoch­
edlinger-Gasse 6 (im Hof).
Telefon: 3383374.

Vertrieb: 1040 Wien, Belvederegasse
10, Telefon: 651952.
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Verfassungsartikel lassen sich aller­
dings mit parlamentarischer Zwei­
Drittel-Mehrheit ändern.

Modelle lokalen Fernsehens

Beim gegenwärtigen technischen und
politischen Entwicklungsstand sind
folgende österreichische Modelle lo­
kalen Fernsehens denkmöglich:

1. Regionalisierung: Das ist die
vom ORF vertretene Variante. Sie
sieht den stufenweisen Ausbau der
Bundesländerstudios vor, um so zu
einer Art "Ö-Regional" auf dem Bild­
schirm zu kommen. Die einzelnen
Landesstudios hätten demzufolge ein
unmittelbares Programmgestaltungs­
recht, sie blieben aber Abteilungen
des Österreichischen Rundfunks u nd
unterstünden weiterhin der Kontrolle
durch Kuratorium, Generalintendant,
Hörer- und Sehervertretung und Prü­
fungskommission.

An der Realisierung dieses Vorschlags,
deren Kosten mit 356 Millionen
Schilling bzw. jährlichen Folgekosten
von 74 Millionen beziffert wird, ver­
dienen allein die Hersteller von
Studio- und Sendeeinrichtungen und
die Post mit ihrem Monopol für Lei­
tungs- und Sendebetrieb. Das den ORF
treibende Moment ist die Angst vor
der zukünftigen technischen Entwick­
lung auf dem audiovisuellen Markt,
die kleinste lokale Einheiten - als
Kunden großer Konzerne, versteht sich
- zu autarken Programmempfängern
werden lassen könnte.

2. Föderalisierung: Sie wird
von Teilen der ÖVP, speziell vom
steirischen Landeshauptmann Niederl,
gefordert. Die Rundfunkhoheit soll
demnach - zumindest für ein Pro­
gramm - in Länderkompetenz über-

gehen. Die Länder hätten die Möglich­
keit' entweder ein Vollprogramm zu
senden oder, ähnlich wie im 3. Pro­
gramm der BRD, sich fallweise zu
Gemeinschaftsprogrammen zusammen­
zuschließen. Bei politisch mißliebigen
Sendungen kann man sich andererseits
landesweit aussch alten, wie dies bei­
spielsweise das Bayrische Fernsehen
seit längerem praktiziert, wenn der
CSU ein Beitrag zu linksverdächtig
erscheint. Niederls Medienadlatus
Schilcher meinte bereits, daß der stei­
rischen Jugend Wiener vom Schlage
einer "Ohne-Maulkorb-Redaktion"
eigentlich nicht zuzumuten seien.

In den Genuß der Vorteile dieses Kon­
zepts kommen hauptsächlich die lo­
kalen Parteigrößen. Die Kosten liegen,
je nachdem, ob man Vollversorgung
über ein Programm oder gar ein eige­
nes Sendernetz an~trebt, erheblich
über denen der Variante eins.

3. Programmvermietung: "Bei
Wahrung der Programmpriorität des
ORF" an private Interessenten Sende­
zeit zu vermieten, schlug der ehema­
lige Hörfunk -Programmdirektor Al-
fred Hartner vor. Dazu wären kaum
neue Investitionen erforderlich. Fern­
sehproduktion kostet aber dennoch,
die zu entrichtende Miete nicht ge­
rechnet, einiges. 1972 belief sich
eine Programmstunde auf ca. 226.000
Schilling. Daher müßten die Unkosten
auf jeden Fall über Werbeeinnahmen
hereingebracht werden. (3) Soll sich
die Anmietung von Fernsehzeit lohnen,
muß also entweder die Werbezeit be­
trächtlich erhöht oder aber auf eine
Art Umwegrenta'>ilität spekuliert wer­
den: Propaganda, die für eine Partei
oder Interessengruppe zu Buche schlägt.
Wobei Geschäfts- und Propagandain­
teresse sich ja mitunter vereinbaren
lassen.

4. Privatisierung eines Ka­
nals: Das ist faktisch die Auswei­
tung von Variante Nummer drei.
Hierzu gibt es seit längerer Zeit ab­
schreckende Beispiele. In den USA
gingen aus dem beinharten Kampf
um Einschaltziffern, welche die Be­
messungsgrundlagen für die Werbeta­
rife sind, einige wenige Informations­
konzerne hervor. - Denn um das Ka­
pital optimal zu verwerten, werden
zumeist Verflechtungen mit bran­

cheneigenen bzw. -ähnlichen Unter­
nehmungen eingegangen. Das bewirkt
die Herausbildung lokaler Monopole
und die drastische Reduzierung des
Informationsangebots. Einen sanften
Geschmack davon vermitteln die di­
versen Krimi - und Westernserien, die
der ORF für uns einkauft. Sie machen
den Großteil des Programms der US­
amerikanischen Funkhäuser aus, rhyt­
misch unterbrochen von Werbespots.
Daß überdies 35,6'10 der US-Haushalte
von einem lokalen Informationsmono­
pol, bestehend aus Rundfunkanstalt und
Zeitungsverlag, versorgt werden, hat
sogar schon die Anti-Trust-Kommis­
sion Entflechtungsmaßnahmen vorschla­
gen lassen.

In Großbritannien konkurrieren zwei
öffentlich -rechtliche und über Rund­
funkgebühren finanzierte BBC-Program - ,
me mit einem aus 14 Privatgesellschaf-I
ten bestehenden "Unabhängigen Fern­
sehen" (Independent Television), das
sich aus Werbeeinnahmen ernährt. Die
Folge, wie zahlreiche Untersuchungen
erhärten: Die Oberschicht sieht BBC,
die Unterschicht die amerikanischen
Serienimporte von Independent Tele­
vision.

5. Kabelfernsehen: Auch dieses
ist gemäß gültigem Verfassungsrecht
Rundfunk und mithin "öffentliche Auf­
gabe". Dennoch wird aber in nicht
allzu ferner Zukun ft via Kabel der
Anschluß an die bundesdeutschen Pro­
gramme vollzogen werden. Daneben
gehen laufend entstehende Kabelfern­
sehgesellschaften - es gibt beispiels­
weise schon eine "Kabelfernseh Ges.
m. b. H. Pinzgau" und eine in Zell am
See - in Startposition. Hier ist näm­
lieh, bei vergleichsweise niedrigen
Investitionskosten, ein gutes Geschäft
zu machen. Ein Geschäft, das sich
auch auf die Adaptierung der Fernseh­
geräte erstreckt und das Ausbauper­
spektiven verspricht.

Die derzeitigen Glasfaserkabeln eig­
nen sich für eine Kapazität von 24 Hör­
funk- plus 12 TV-Programmen. Sie
machen, einmal verlegt, auch lokal
begrenzte Gebiete zu lukrativen Ab­
satzmärkten. Die Finanzierung kann
entweder über Werbeeinschaltungen
erfolgen - wobei sich hier gerade für
die Zielgruppenwerbung "interessante
Perspektiven" bieten - oder über ein

Ausgewogenes Programm
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R.H.*

in den USA bereits verwendetes Zwei­
wegkabel (pay-cable), welches analog
zum Telefon die benützten Zeitein ­
heiten registriert und eine Verrech ­
nung ermöglicht.

6. Freigabe des UKW-Bandes:
Dies steht in Österreich offiziell bis ­
lang nicht zur Diskussion und ent­
spricht der Realität in Italien. Aber
selbst in diesem Land, in dem weite
Bevölkerungsteile ein ausgeprägtes po­
litisches Bewußtsein besitzen, schei­
tern nicht profitorientierte Sender zu­
meist am Geld. Und auch bei den
nach kapitalistischen Prinzipien be­
triebenen Funkanstalten setzen sich
- wie überall - nur die Stärksten durch.
Vor einem Jahr gab es noch rund
2000 private Hörfunk- und 600 priva­
te TV-Stationen, deren Zahl mittler­
weile auf ca. 980 bzw. 150 abgesun
ken ist. Einundzwanzig Fernsehsender
haben sich zum "Nationalen Konsor­
tium des freien Fernsehens" zusam­
mengeschlossen, um so besser mit der
staatlichen Anstalt RAI um Werbeauf ­
träge konkurrieren zu können. Von
den derzeitigen italienischen Privat­
sendern werden von der Österreichi ­
sehen Botschaft in Rom (4) rund 500/0

als "politisch indifferent", die sich
"auf Unterhaltung und Werbung kon­
zentrieren" eingestuft; 270/0 der "poli­
tisch gemäßigten Mitte ", etwa 150/0

"der politischen Linken bis in das ex­
treme Spektrum hinein" und etwa
80/0 "der politischen Rechten" zuge­
zählt.

4 offensiv links

Meinungsfreiheit ist nicht
Gewerbefreiheit

Ru ndfunk und Massenkommunikation
überhaupt haben schon von ihrer Be­
stimmung her, die Öffentlichkeit zu
informieren, eine öffentliche Aufga­
be. Es kann daher nicht einigen Geld­
gebern überlassen werden, Meinungs­
und Informationsfreiheit mit Gewer­
befreiheit zu übersetzen.

Das gegenwärtige Rundfunkrecht ist
schlecht und undemokratisch. Zahl­
reiche 'Repräsentanten der Hörer und
Seher", wie beispielsweise die der
Kirchen und der Kraftfahrerorganisatio­
nen, besitzen nicht einmal die demo­
kratische Legitimation ihrer eigenen

Mitglieder. Die Suspendierung der
Rundfunkgesetze zugunsten einer Pri­
vatisierung brächte aber genau das
Gegenteil von dem, was sie zu sein
vorgibt. Die technische Umwälzung
in der Elektronik, von der das Kabel­
fernsehen nur ein bescheidener Teil
ist, könnte andererseits gerade die
Bewohner regional zusammenhängen­
der Gebiete - Stadtteil, Gemeinde,
Bezirk, usw. - aus ihrer Vereinzelung
herausreißen und reden machen, statt
ihr Schweigen und ihre Isolation noch
zu zementieren. In seiner "Rede über
die Funktion des Rundfunks" stellte
Bertold Brecht fest: "Der Rundfunk
muß den Austausch ermöglichen. Er
allein kann die großen Gespräche der

Branchen und Konsumenten über die
Normung der Gebrauchsgegenstände
veranstalten, die Debatten über die
Erhöhung der Brotpreise, die Dispute
der Kommunen. &:lllten Sie dies für
utopisch halten, so bitte ich Sie,
nachzudenken, warum es utopisch
ist. "

Ein tee h n i s ehe s Problem ist dies
übrigens nicht.

Anmerkungen:

(l) Karl Korinek, Die rechtliche Problematik
des Rundfunkmonopols. In: Der staatsbürger
(Beilage der Salzburger Nachrichten), 30.
Jg. Nr. 11, 31.5.1977

(2) § 2 Abs.2: "Der Österreichische Rundfunk
hat. ... insbesondere auf die bundesstaatli­
che Gliederung nach dem Grundsatz der
Gleichbehandlung der Länder Bedacht zu
nehmen. " und § 3 Abs. 2 "... In den Pro­
grammen des Fernsehens sind die Interessen
der Länder zu berücksichtigen•.• "

(3) Bezieht man die Programmkosten von 1972
auf die ORF-Werbetarife von 1973, so müßte
pro Stunde eineinhalb Minuten gesendet wer'
den, nur um die Unkosten zu decken. - Das
gegenwärtige Rundfunkgesetz beschränkt
Werbezeiten auf 20 Minuten in beiden Pro­
grammen. wobei Sonntage und gesetzliche
Feiertage werbefrei zu sein haben.

4) Bericht der Österreichischen Botschaft in
Rom über die derzeitige Rundfunksituation
in Italien an das Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten vom 15.5.1977.

IIne .,.,
~ duPCh

Erste Allgemeine
Unfall- und Schadens-Versicherungs-Gesellschaft

Büro: 1040 Wien, Südlirolerplatz 6
Telefon: 658797/98/99

Privatadresse: ]]00 Wien, Alaudagasse 7/29/14
Telefon: 6820392



Versicherungsprämien

Des einen Bonus des anderen Malus
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auf verstärkte Eingänge von Anzeigen
über Fahrerflucht vor.

Einen unglaublichen Zynismus bedeutet
es, wenn die Herrscher über die Ver­
sicherungsmilliarden von ihrer volks­
wirtschaftlichen Funktion reden. Be­
denkt man, daß es keineswegs im In­
teresse der Volkswirtschaft liegen
kann, daß 62 Versicherungsgese11­
schaften ein ausgewiesenes Vermögen
von 33,41 Milliarden Schilling (31.

Dez. 1974) besitzen; das sind rund 60/0
des Bruttonationalproduktes. Der Ruf
nach Nationalisierung des Versiche­
rungswesens bekommt rein durch die

DO

Auf der Strecke bleiben die Autofahrer
und schließlich die öffentliche Hand,
werden doch jetzt schon die Richterti ­
sehe gesäubert, um der zu erwarten­
den Prozeßflut Herr zu werden, berei­
ten sich die Sicherheitsorgane bereits

1. erhöhen sie ihre Gewinne durch
das Bonus-Malus-System

2. konnten sie eine Prämienerhöhung
der Haftpflicht um 60/0 durchsetzen

und 3. freuen sich schon die Versiche­
rungsstrategen ob der anzunehmen­
den steigerung der Sparte Rechts­
schutzversicherung, die durch die
Einführung des Bonus- Malus zu er­
warten ist.

Die Argumentation hat nur einen Ha­
ken: die vorgelegten Bilanzen und
Kostenaufstellungen sind schlicht
und einfach manipuliert. Denn so
werden z. B. sämtliche Büroräume,

in denen Haftpflichtversicherungen

abgeschlossen werden, sowie alle Ver-
sicherungsangestellten, die damit zu
tun haben, auf der Kostenseite aus­
schließlich dem Haftpflichtgeschäft
angelastet. Obwohl auch andere Ver­
sicherungsarten in diesen Räumen bzw.
von den seIben Angestellten abgewickelt
werden. Gleichzeitig werden die soge­
nannten "Rückstellungen für noch offene
Schadensfälle" auf der Kostenseite
eingebracht. Der programmierte Ver­
lust ist perfekt. Am Beispiel der Wiener
Städtischen Versicherung ist diese Rech­
nungsweise zu veranschaulichen; so hat
diese Versicherung 1976 1,9 Milliarden
Prämieneingang zu verzeichnen; davon
waren 620 Millionen an Leistungen zu
erbringen, 240 Millionen wurden als
Verwaltungskosten inklusive Provisio­
nen ausgewiesen und 1 Milliarde wur­
de als "Rückstellungen" kalkuliert.
Ergebnis ca. 40 Millionen Verlust. Die
Prämienerhöhung um 60/0 per 1. August
1977 ist das handfeste Ergebnis dieser
vorgelegten Kostenrechnung. Alles in
allem können die Versicherer zufrieden
sein, schlagen sie doch gleich dreimal

zu:

"Ich bin der Meinung, daß alle Über­
legungen zu spät kommen", ließ Mitte
Juli der Präsident des Versicherungs­
verbandes Norbert Zimmer vor Jour­
nalisten verlauten, die ihn auf die
vielen kritischen Stimmen zum Bonus'
Malus System aufmerksam machten.
"Man müsse sich jetzt", so orakelte
er weiter. "mit den Details des nellen
Systems auseinandersetzen ". Herr
Zimmer kann leicht reden, beruft er
sich doch auf jene fragwürdige Mei­
nungsumfrage von 2026 Autofahrern,
wovon sich über 600/0 für das nelle Bo­

nus- Malus-System ausgesprochen haben,
Diese Meinungsbefragung war aller­
dings von Anfang an aus zwei Gründen

eine Farce:
1. weil vor der Befragung keine bis
gar keine Information über die Funk­
tion und über das Funktionieren des
Bonus- Malus an die Öffentlichkeit
gedrungen ist. Die befragten Autofah­
rer daher nur emotional begründete
Antworten geben konnten.

und 2. die Fragestellung das Ergebnis
vorweggenommen hat.

Von den Versicherungsgewaltigen
wurde dieses Umfrageergebnis, welches
pikanter weise von der Autofahreror­
ganisation ÖAMTC gefordert und ini­
tiiert wurde, mit Genugtuung aufge­
nommen. Ausgerüstet mit diesen de­
moskopischen Ergebnissen und Kosten­
rechnungen über die Haftpflichtversi­
cherung wurde der Finanzminister auf­
gefordert, dem neuen Bonus-Malus'
System zuzustimmen, was er auch
prompt getan hat. Damit hat sich der
sozialistische Finanzm inister ein­
deutig als Interessensvertreter des Ver­
sicherungskapitals erwiesen, verschaf ­
fen sich doch die Herrscher über Glas­
paläste durch das neue B:>nus- Malus­
System risikolos gigantische Gewinne
am Rücken der Betroffenen. Immer
wieder beteuerten die hohen Herren
der Versicherungen, daß der Prämien­
eingang von der Haftpflichtversiche­
rung die zu bezahlenden Leistungen
nicht decke bzw. Verluste entstünden.



erscheint viermal jährlich

EINE FRAUENZEITSCHRIFT

14. Juli 1927 :

Mit neun gegen drei Stimmen werden
die Mörder von den Geschworenen
von jeder Schuld freigesprochen
(nicht einmal der fahrlässigen Tötung
wurden sie schuldig erkannt). Noch
am abend werden die drei Faschisten
unter dem Jubel der Frontkämpfer
auf freien Fuß gesetzt.

Vor dem Gerichtsgebäude und in
einzelnen proletarischen Teilen
Wiens finden stürmische Demonstra­
tionen statt.

30. Jänner 1927:

5. Juli 1927:

15. Juli 1927:

In Schattendorf/Burgenland schossen
aus dem Hinterhalt Frontkämpfer
(Angehörige einer monarchistisch­
faschistischen Vereinigung) in eine
Gruppe von Sozialdemokraten. Es

wurden dabei der arbeitslose Kriegs­
invalide Cmarits und ein achtjähriges
Arbeiterkind , Josef Grössing, getötet.

Beginn des Prozesses gegen die
Mörder von Schattendorf vor dem
Wiener Schwurgericht.

Wegen diesem Urteil beschließen die
Elektrizitätsarbeiter den Strom abzu­
schalten, auch für die Straßenbahn,
um ein Signal zu geben.

Dies war nicht mehr nötig. Bereits
in der früh marschieren tausende
Arbeiter aus den Betrieben in ihrer
Arbeitskleidung auf den Ring. Die
Polizei setzt ihre Reiterabteilung
gegen die Demonstranten ein. Darauf­
hin erfolgt ein Sturm auf den Justiz­
palast und er wird in Brand gesteckt.
Die Polizei schießt mit Dum -Dum­
Geschossen in die Menge. Ergebnis
ca. 90 Tote.

Fritz Zaun *

BÜCHER UND ZEITSCHRIFTEN ZU DEN

THEMEN

Beruf. Emanzipation. Erziehung, Familie,

Frauenhewegung. Geschichte, lIomosexua­
lität, Medizin, Men's Lib., Naturheilkunde,

Ökologie. Psychologie. Sexualität. Soziolo­

gie ..•

sowie Biographien, Romane und Lyrik von und

üher Frauen (auch eine Auswahl in englischer

und französischer Sprache) und Kinder- und

Jugendhücher

Montag - Freitag 10- I" Uhr,

Samstag 10 - 13 Uhr

10S0 Wien, Lange Gasse 11 (Nähe Lerchen­

felderstraße\, Tel. 43 % tiS5

Frauenzilnrner

erhält I ich üher Frauenzentrum 1000 Wien,

Tendlergasse 1;(1 -~. Tel. 4:; Si; 05 und im

Einzelheft S 20.-

Abonnement (4 liefte) S 70,-

Heft S: Frauen in den Süzialistischen

Länd em. Sche id ung

1·left !): Frauengefängnisse, Vergewalti­

gung. Lehre"top

Heft 10: Männermedizin. Gehurt, Selbst­

hilfe, Frauenbewegung

lieft 1] : Frauen im Beruf: Akkordarbeit ­

Büroarheit - Ilausarbeit

sind all die beschriebenen Ein - und
Ausdrücke zaghaft an die Oberfläche
gespült worden, einmal mehr konnte
man sich von der Notwendigkeit der
Nationalisierung der Versicherungen
überzeugen.

angegebenen Vermögenszahlen seine
Berechtigung, jedoch auch gleichzei-
tig deshalb, weil die gepflogene Ge­
schäftspraxis, Maximierung der Gewinn­
seite, eigentlich dem Versicherungsge­
danken widerspricht. Entscheidend wäre,
daß dem Versicherten ein Versicherungs­
system angeboten wird, welches ihm
ermöglicht, sein "Sicherheitsbedürfnis "
möglichst mit geringem Aufwand zu
befried igen. Daß dies möglich ist,
beweist die Europa -Rechtsschutzversi ­
cherung des ARBÖ, der in Zusammen­
arbeit mit der "Volksfürsorge " diese
Versicherung um 125 Schilling im Jahr
anbietet. Ca. 500 Schilling beträgt
der Einheitspreis des "normalen "Rechts­
schutzes. Dr. Richter von der Volks­
fürsorge: "Unsere Prämie ist auf Grund
statistischer Unterlagen errechnet und
ist nur kostendeckend kalkuliert. Es
ist durchaus möglich. daß die Leistun­
gen unter unserem Schätzwert liegen.
Dann können wir noch billiger werden ".
In einem nationalisierten Versiche­
rungssystem wäre eine solche Gewinn­
maximierung undenkbar, würde es
sich doch um eine "Solidarische Versi­
cherung" handeln, deren Träger die
Versicherten selbst sind. Ein weiterer
bemerkenswerter Umstand ist, daß in
Österreich mehr als 500/0 der Versiche­
rungswirtschaft sich in ausländischen
Händen befindet. Assicurazioni Generali,
Erste Allgemeine und Interunfall in
italienischem Besitz -. Wiener Allianz,
Automobil Schutz DAS und Versiche­
rung für die Bauwirtschaft in deutschem
Besitz-, Anker, Heimat und Kosmos in
schweizer Besitz -, Anglo - Element ar in
englischem Besitz - und Garant in sow­
jetischem Besitz.

Ein wichtiges Argument. das auch von
Bonus- Malus Kritikern nicht oder nur
andeutungsweise gebracht wird, betrifft
die sozial ungerechte seite des neuen
KFZ-Versicherungssystems. War bisher
schon der Arbeiter und Angestellte mit
seinem Kleinwagen gegenüber dem
dicken Mercedes-Besitzer (der sich
meistens ein Vollkasko leisten kann)
- und daran ändert die Abschaffung
von sogenannten Firmenkombis ja
auch nichts -, benachteiligt, wird das
Bonus- Malus System vollends zum Ge­
rangel um Gut- und gegen Schlecht­
punkte unter den "kleinen" Autofah­
rem, den sozial Schwächeren. Sie
werden die von Versicherungen und

Finanzminister Androsch präsentierte
Zeche gleichwohl zu zahlen haben.

Rund um das Bonus-Malus-Spektakel

6 offensiv links



Justizpalastbrand wird noch immer gelöscht I

R.H. *

Blut mag zum Himmel schreien, aber weit
entsetzlicher ist doch, daß sein Ruf in die
Melodie "Üb' immer Treu und Redlichkeit",
gesungen von einem Chor von Konzeptsbeam­

ten eingefangen ist! Die Geistigkeit, die uns
seit dem 15. Juli gebannt hat, das Bestreben,
dem Klassenkampf mit dem Rüstzeug der
Elementarschule zu begegnen, die Dürftigkeit
dieser parlamentarischen Behandlung des
Elementaren, die den Gehirnen nichts als das
Wort "Elemente" eingab, nebst der endlosen
Mahnung, einen "Trennungsstrich" zu ziehen,
den man doch nur zwischen sich und solcher
geistigen und seelischen Povertät ziehen kann
- das alles ist noch weitaus schlimmer als das
Schlimmste, was geschehen ist.

Karl Kraus in der "Fackel" vom
Oktober 1927

Äußerungen zu Gedenktagen erhellen
zumeist weniger die historischen
Tage als die Gedanken der Gedenken­
den. - Die "Presse" forderte Politi­
ker aller drei Parlamentsparteien auf,
unter dem Motto "Brennt der Justiz­
palast noch?", das zu tun, was jene
für "Lehren aus der Geschichte zie­
hen" halten.

Die klarsten und sicherlich auch ehr­
lichsten Schlußfolgerungen zieht
Bundeskanzler Kreisky: "Erstens: daß
eine Parteiführung, die die Menschen
häufig zu Demonstrationen auf die
Straße schickt, damit rechnen muß,
daß die Menschen eines Tages auch
allein auf die Straße gehen. Zwei­
tens' daß, wer die Menschen auffor­
dert, auf die Straße zu gehen, um
zu demonstrieren, auch wissen muß,
wie er sie wieder nach Hause führen
kann..• " Es wäre sicherlich falsch,
dem SPÖ- Vorsitzenden unterstellen
zu wollen, er habe im Gedanken
fortgesetzt, 'und wenn alles nichts
hilft, kann man ja die Polizei wieder
schießen lassen' • Doch darauf kommt
es gar nicht an.

In der bürgerlichen Presse des Jahres
1927 wurde lobend vermerkt, wie
sich das Niederschießen der Demon-

stranten auf die Hebung der Börsen­
kurse und vor allem des Fremdenver­
kehrs auswirkte. Ungeteilte Anerken­
nung fand von dieser Seite auch, wie
die Polizei damals "voll und ganz"
hinter dem Schießbefehl stand.

Das Geschäftsinteresse ist nach wie
vor das selbe geblieben und jüngste
Vorfälle in Kärnten und Salzburg ver­
deutlichen, daß Störer des Fremden­
verkehrs mit der harten Hand der
E.xekutive rechnen müssen. Ob schließ­
lich gesellschaftliche Widersprüche
nicht trotz der Strategie der SPÖ auf­
brechen, ihr Fußvolk an Feiertagen
an der Leine äußerln zu führen, da­
mit es sich an Werktagen, die der
Führung der diversen Geschäfte vor­
behalten sind, anständig beträgt, muß
bezweifelt werden. Ansätze gibt es
bereits genug.

Sie alle legen Wert auf den Unter­
schied zwischen Zeitgeschehen und
Zeitgeschichte. Wobei dies Herrn
Busek teilweise skurill gerät, wenn
er als Trennung zu damals sieht, daß
heute "viele Wiener eher an den
Stränden des Mittelmeeres als in den
heißen Straßen der Bundeshauptstadt
zu finden sind" und teilweise falsch,
wenn er einen von Österreich
ver I 0 ren e n Weltkrieg als Zäsur
ansieht. Die "Geister der Vergangen­
heit", die zu beschwören der gelegent­
liche Referent der christkonserv ati-
ven JES-Studenten für einen Miß­
brauch hält, haben dennoch so viel
Macht über ihn, daß sie ihn verleiten,
von einem "50-Jahr-Jubiläum", also
einem Jubelfest, zu sprechen!

"SChicksalshaftigkeit" erkennt Busek,
Doderers "Die Dämonen" zitierend,
in den damaligen "Zeitabläufen "

und hat diese literarische Vorliebe
mit Friedrich Peter gemein, der aus
diesem Roman einen Satz anführt,
der geradezu das Leitmotiv der Ge­
schichtsbeziehung des FP-Obmannes
sein könnte: "Aber das wußte damals
niemand und wir am allerwenigsten. "
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"Kurier":

Eine Zeitung für 400 Industrielle

Nachdem Portisch gegangen worden war, kam Strohal. Als die Hinter­
männer lieber Feichtlbauer statt Pokorny haben wollten, mußte dieser ins
zweite Glied zurücktreten. Dann mußte Strohal mit Feichtlbauer Platz
tauschen. Doch als die Hintermänner Bacher und Lenhardt haben wollten,
verschwand Feichtlbauer in der Versenkung, Doch schon wenige Monate
später ging Bacher und Löbl kam. Jetzt ging Lenhardt - kommt Bacher
wieder?

1975 versuchte eine Eigentümergrup­
pe um den Industriellenboß Igler und
den ÖVP- Abgeordneten Helbich, der
durch seinen Bestechungsversuch an
einem Kronen-Zeitungs-Journalisten
berühmt wurde, eine Fusion von Kro­
nenzeitung und Kurier in die Wege zu
leiten. (S.ehe offensiv links, März
1974). Wenn sich die Blätter ohnehin
nur mehr durch den Namen der Ko­
lumnisten' nicht aber durch den Inhalt
unterschieden, warum sollten da die
Gewerkschaftsgelder in der Krone und
die Industriefinanzen im Kurier nicht
eine Sozialpartnerschaftsehe eingehen?
Am Widerspruch des Styria-Verlages
(und damit der ÖVP) scheiterte die-
ses Projekt und in der Folge wurde der
Kurier als Zentralorgan der Rechten
ausgebaut. Der schwache Kurierchef
Strohal und Feichtlbauer von der Wo­
chenpresse tauschten Platz, was bei
der gleichen SChreibweise der Zei­
tungen aber nicht sehr auffiel (jaja,
die vielgepriesene Meinungsvielfalt !).
Daß beide bald darauf von ihren Auf­
tragsgebern wieder abgesetzt wurden,
geht uns nicht besonders nahe. Solche
Ereignisse haben aber insofern etwas
Gutes, indem sie den Journalisten vor
Augen führen, daß sie ganz gewöhn­
liche Arbeitnehmer sind, die entlassen
oder (mit der Zeitung) weiterverkauft
werden können - und daß somit ihre
Abneigung den Arbeitnehmern gegen­
über auf nichts als auf ihren eigenen
Illusionen beruht.

Das ist eine Kurzfassung der Ereignisse
rund um den Kurier in den letzten
Jahren: Personalpolitische Rochaden
als Ausdruck diverser medienpoliti­
scher Absichten und Vorstellungen der
Eigentümer. Wer sind diese Eigentü­
mer?

Nun, angefangen hat der "Wiener
Kurier" als Zeitung der amerikani­
schen Besatzungsmacht, die durch
eine willfährige Presse die Wiederer­
richtung des Kapitalismus in ÖSter­
reich publizistisch begleitete. Als die
Amerikaner 1955 Österreich verließen,
übergaben sie ihr Blatt einem Mann,
dessen gute Beziehungen zu ihnen ihn
dafür prädestiniert erscheinen ließ:
dem Mühlenindustriellen Ludwig Pol­
sterer. Die US-Hörigkeit wurde noch
durch Portisch abgesichert; manchmal
fand man rätselhafte Meldungen im
politischen Teil - Eingeweihte spra­
chen von CIA-Spielmaterial.
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Die Kämpfe auf dem Boulevard zuerst
mit dem "Express" und dann mit der
"Kronen-Zeitung" endeten damit, daß
die Krone die "größte Tageszeitung
Österreichs" wurde. Polsterer bot seine
Zeitung im Juli 1972 zum Verkauf an.
Um nicht eines ihrer wichtigsten Pu­
blikationsorgane zu verlieren, griff
die ÖVP-nahe Industrie über Mittels­
männer zu: Neue Kurier-Eigentümer
wurden zu je einem Drittel der Gra­
zer Styria-Verlag (Eigentümer: Ka­
tholischer Pressverein), Univ. Prof.
Schönherr als Strohmann für eine Ka­
pitalgruppe (ein wertfreier Wissen
schafter, wie man sieht!) und die
"Wochell:>resse", die wiederum im
Eigentum der Industrie ist. Eine kom­
plizierte und verwinkelte Ges.m.b.H.
& Co. KG. wurde als Gesellschafts­
form gewählt, um nur recht viel zu
verschleiern.

Ein Jahr vor den Nationalratswahlen

Durch den Ankauf von 51 Prozent des
Trend - Verlags entstand ein Pressekar­
tell, das direkt und indirekt den Ku­
rier, die Kleine Zeitung, das Profil,
trend und die Wochenpresse umfaßte.
Gegen diese Pressekonzentration blie­
ben jene Stimmen, die (nicht zu Un­
recht) gegen die Verschmelzung von
Krone und Kurier auftraten, stumm ­
kein Wunder, waren sie doch meist
selbst daran beteiligt.

Zuckerpreis und

Pressefreiheit

Im Februar 1975 veröffentlichte
offensiv links die Gesellschafterliste
des Kurier, die mit je 1 Million Ein­
lage die Wochenpresse , Univ. Prof.
Schönherr (beide mit einer Industrie­
gruppe im Rücken) und - als Ersatz
für Styria-Verlag - die Tullner Zucker-



fabrik auswies. Die letztere bediente
sich des neugekauften Mediums auch
gleich in der Aktion "leere Regale"
der Zuckerbosse , die den Zucker hor­
teten und die Preise in die Höhe trie­
ben. Daß der Kurier für höhere Lebens­
mittelpreise im Interesse seiner Be­
sitzer Propaganda machte, hat schon
Geschichte: beim Mühlenbesitzer Pol­
sterer war 's jedoch der Semmelpreis.•.

Im Herbst 1975 wurde die ideologische
Front begradigt: für die "gehobenere "
Leserschicht vereinigte man profil
mit ecco und ließ trend als einziges
Wirtschaftsmagazin bestehen; den
Boulevard sollten die aus dem ORF
geworfenen Lenhardt und Bacher auf­
lTJöbeln. Bachers rascher Abgang
nach Deutschland zu ZDF und CDU
(siehe offensiv links, Februar 1977)
hinterließ einiges Wirrwarr. Kritik an
Taus verärgerte die ÖVP, auf Druck

einiger Industrieller verließen zwei
kritische Journalisten, Elfriede
Hammerl und Harald Irnberger, das
Blatt, und die Sorgen des Herausge­
bers Lenhardt bestanden darin, "daß
ununterbrochen irgendein Eigentümer
grantig war. Bei 400 Eigentümern
macht das zwei Auseinandersetzungen
pro Arbeitstag" (profil 28/1976).
Denn die verschiedenen Industriellen
hinter dem Kurier hatten auch ver­
schiedene Interessen: "Die Exponenten
des Großhandels liberale Großhandels­
politik, die Exponenten des Kleinhan­
dels Schutz vor Großhandelsinteres­
sen. Die Industriellenvereinigung
Bekenntnisse zur freien Marktwirt ­
schaft, ihre einzelnen Mitglieder
protektionistische Maßnahmen zum
Schutz des eigenen Betriebs. Vertre­
ter des Agrarsektors größere Berück­
sichtigung bäuerlicher Interessen und
die Vertreter von Handel, Industrie

und Gewerbe niedrigere Agrarsubven­
tionen "(profil). Der Kurier als Schau­
platz der innerkapitalistischen Wider­
sprüche also, zu deren Lösung auch
die Entlassung Helmut Lenhardts als
Geschäftsführer nicht viel beitragen
wird.

Dieser, gekränkt, spricht davon, daß
dem Kurier ein Rechtsruck drohe.
Und andere sehen den Sozialistenfres­
ser Bacher wieder kommen, das tech­
nische Betriebspersonal hat für so
einen Fall schon vorsorglich einen

Streik angekündigt. Und das ganze
heißt bürgerliche Pressefreiheit. Wo
sie bedroht ist (wie dazumal in Por­
tugal), dort ist die Freiheit insgesamt
bedroht. Das liest man zumindest in
der bürgerlichen Presse.

!
J.

Arena-vvas sonst?

Gedanken steheri nicht stiU

"Nur eine tote Arena ist eine gute Arena" war vor einem Jahr der Wahlspruch der Gewaltigen aller Couleur. Als sie es
dann endlich war, flossen typisch österreichische Krokodilstränen aus so manchem Politikerauge, das nach den näch­
sten Wail1en schielte. Damit nicht genug - jetzt werden dem "Verein Forum Wien Arena" (1) auf dem Gelände der
Freibank Bedingungen auferlegt, die vom Anfang an dem Wahlspruch nach der "schönen Leich' Arena" gerecht werden
sollen. Daß diese Rechnung nicht aufgeht, hoffen auch wir, mit Hoffnungen allein wird' s jedoch nicht getan sein.

(1) In diesem Verein organisierten sich jene Teile der Arena-Bewegung, die bereits in der letzten Phase der Besetzung
des Auslandsschlachthofs für eine Annahme des Gemeindeangebots Freibank eintraten.

offensiv links 9



Ein Jahr danach

Beweint wurde ihr Andenken auch in
der Linken schon oft - mit gutem
Grund. Letzten Sommer überwand
diese Mischung aus Bürgerinitiative
und Jugendrevolte mit ihrer teilweise
gelebten Kulturkritik so manche so­
ziale und politische Schranke. die
bis dahin gesellschaftsveränderndem
Handeln in Österreich auferlegt war.
Die Konzentration fast aller fort­
schrittlicher Ansätze an einem Ort ­

wohl nur unter den Sonderbedingungen
dieses Sommers möglich - schuf ande­
re Kräftekonstellationen. Die ständig
vom Erstickungstod Bedrohten konnten
Luft schnappen, genug für einige
Sauerstoffreserven, zu wenig zum re­
gelmäßigen Atmen. Der gemeinsame
Nenner (Wir wollen .•. , und zwar
selbst und hier) war zu klein, um
eine Niederlage gegen die Gemeinde
zu verhindern. Trotz Niederlage und
teilweiser Resignation hat die Arena
jedoch Impulse für ein neues Selbstbe­
wußtsein gegeben. dessen Auswirkun­
gen heute nur ansatzweise zu benen­
nen sind. Nach der Räumung blieben
traditionelle Interpretationsschemata
("Die Schlacht ist verloren, auf in
den Krieg um die sozialistische Re­

volution" versus "Mit chaotischen Be­
wegungen geht eh nix, gemma den
ordentlichen Weg") blieben eher mi­
noritär, die Erfahrungen der möglichen
Kooperation über Fraktionsgrenzen
und enge private Zirkel hinaus hat vor
allem im subkulturellen Bereich eine
Identität geschaffen, die bereits An­
sätze einer über Plauderstunden in
den diversen Beiseln hinausreichender,
Öffentlichkeit entwickelt hat. Die
Fntwicklung der Basisgruppen an den
Hochschulen, die Stärkung der Anti·
Atomkraftwerksbewegung und der
Frauenbewgung kann sicher als Kon­
kretisierung des allgemeinen Wun-

sches nach Selbstbetätigung, wie er
in der Arena geäußert wurde, angese'
hen werden. In anderen sozialen Be­
reichen. wo der institutionelle Druck
größer ist (Jugendzentren, Sozialar­
beit, kritische Kultur) sind Fntwick­
lungen nicht unmittelbar feststellbar,
hier Freiräume zur Artikulation brei­
terer gese llschaftlicher Bedürfnisse zu
schaffen, \drd eine strategische Auf­
gabe der nächsten Zeit sein. Eine Auf­
gabe, die nicht nur Selbstbewußtsein,
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das zu leicht in Selbstzufriedenheit
umschlägt, erfordert, Die Initiative,
die jetzt einen Teil der Freibank er­
handeln konnte, ist sicher einer der
Versuche. unter den sich neu stellen­
den Bedingungen Fortschritte zu erzie ­
len.

Gemeinde: Wie lange noch? I

Hinter dem unverändert elenden Ju­
gend - und Freizeitghetto in Wien
steht eine SP-Bürokratie, deren Hilf­
loses Händeringen signalisiert, wie
weit sie schon Gefangene eines Appa­
rates und von "Sachzwängen" ist, an
deren strukturellen und politischen
Entwicklung sie wesentlichen Anteil
hat. Kreiskys unglaubwürdiger Ruf
nach einem "Kulturradikalismus "
bleibt hier ebenso leere Worthülse
wie seine Idee eines Kulturmausoleums
auf der Donauinsel bestenfalls zum
zweiten Allgemeinen Krankenhaus.
schlechtestenfalls zur zweiten Reichs­
brücke werden muß. Eine Partei, die
sich bedingungslos den Zwängen ka­
pitalistischer Akkumulation unterwor­
fen hat. die selbständige Bewegungen
schon von ihrer Geschichte her als
wesensfremd betrachtet, wird auch in
naher Zukunft derartige Strukturproble­
me einer Stadtentwicklung nicht lösen

können.

Der Kulturradikalismus, der Not tut,
wird zwar eine Bewegung zur gesell­
schaftlichen Erneuerung, jedoch ge­
rade deshalb, gezwungen sein. sich
gegen die Wiener Sozialdemokratie
zu richten. Freilich, die Messer sind
noch stumpf, aber Schleifsteine lie­
gen genug herum ... Sie liegen vor
allem dort, wo sie bisher noch sehr
wenig verwendet wurden. In der de­
zentralen ärtlichen Vertiefung und
Verbreiterung alternativer kulturel­
ler und kommunalpolitischer An­
sätze. Womit die Notwendigkeit der
Zentralisierung und auch die Vorteile

eines Zentrums nicht bestritten wer­
den, aber das setzt andere inhaltliche
und organisatorische Entwicklungen
und damit ein anderes Kräfteverhält­
nis voraus.

Wie frei ist die Freibank?

Dem Kulturzentrum Freibank wurden
Bed ingungen auferlegt, die eine posi­
tive Betrachtungsweise des Proj ekts
sehr schwierig machen. Von jeder­
zeitiger Kündbarkeit mit zahlreichen
rechtlichen Fallen bis zu minimalsten
finanziellen Zusicherungen reicht die
haarsträubende Liste der Großtaten
der Gemeindebürokraten, Unter sol­
chen Bedingungen die Erfolgskriterien
der Freibank in der Größenordnung
einer positiv verstandenen" Arena­
Idee " anzusetzen, wäre sicher falsch.
Weder politisch (von den Trägern
und dem Stand der Bewegung her)
noch materiell und räumlich sind die
Voraussetzungen für eine Wiederho­
lung einer Zentralisierung der "Are­
na -Bewegung" gegeben. Für eine
Arena, verstanden als breite gegen­
kulturelle Bewegung. die sich in den
einzelnen Stadtteilen, Jugendzentren
und auch Volkshochschulen etc.
äußert, sich vorerst um einzelne Fra­
genkomplexe organisiert, kann die
Freibank jedoch ein nicht unwichti­
ger Bestandteil werden. Ein lokales
Jugendzentrum für den 3. und 11.
Bezirk, die Organisierung eines Kul­
turprogramms für solche Zielgruppen
könnten wichtige Schritte und Impulse
auch für andere Bereiche darstellen.
Exemplarische Lernprozesse der Se lbst­
verwaltung lassen sich sicher auch in
einem eindeutiger bestimmten Rah­
men eher durchführen. Ein zentrales
Problem dabei wird die Stel-
lung der "Verwalter" in einem anvi­
sierten Selbstverwaltungskörper sein.
Auch für diese veränderten Erfolgskri­
terien müssen erst Bedingungen er­
kämpft werden. Eine Voraussetzung
dazu ist sicher die Kooperation mit
anderen Ansätzen in anderen regio­
nalen oder politischen Bereichen, die
dem relativen Reichtum an Versuchen,
die Erstarrung aufzuhe ben, Rechnung
trägt.

Kurt Langbein*



od er: wie hält wer wen am Schmäh

Wanderer, kommst du nach I
"
Z~entendorf ..."

Das Atomkraftwerk Zwentendorf ist
fertiggestellt, die Kontrolltests wur­
den durchgezogen. Einer Inbetrieb­
nahme steht nurmehr ein geglückter
Probebetrieb im Wege; und dieser
soll möglichst bald - wahrscheinlich
im Frühherbst dieses Jahres - über die
Bühne gehen.

Alles wartet auf das Eintreffen der
Brennelemente. 1m ORF-MiUags­
journal vom 8. Juli 1977 wurde ihre
Anlieferung für Ende Juli/Anfang
August angekündigt. Irgendwo von
Hanau :BRD über Oberösterreich und
Niederösterreich nach Zwentendorf
verläuft die Route auf der immerhin
70 Tonnen Material herangeführt
werden müssen (der Reaktor in Zwen­
tendorf wird mit ca. ] 50 t bestückt
werden, wovon die Hälfte nötig ist,
um einen Probebetrieb durchzuführen).
Genaueres weiß man nicht - der
Terroristen wegen. Und so munkelt
man auch schon: das mit den Geneh­
migungsverfahren für den Transport ­
in Oberösterreich bereits genehmigt,
in Niederösterreich wird noch verhan­
delt - ist nur ein einziger grosser
Schmäh, um den Schein zu wahren;
die Brennelemente seien längst in
Zwentendorf; aber damit das Parla­
ment noch so tun kann, als könnte es
noch etwas tun, macht man eben
so ein großes Theater.

Weit weniger mysteriös geht es bei
der (anfangs) geheimen Standortsuche
für eine Atommülldeponie zu. Man
bohrt und sucht und hat - trotz aller
Alternativentuerei - bereits gefunden.
Das nördliche Waldviertel wird's und
hat somit - nicht zuletzt weil dort
punkto Fremdenverkehr eh nix zu ver­
lieren ist - (unfreiwillig) das grosse
Los gezogen. Vor dem Hintergrund,
besser gesagt hinter dem Vordergrund
der Kreisky-Gespräche mit dutzenden
waldviertier Bürgermeistern wurde die
Situation geschaffen, um das Müll-

problem endlich zu lösen: protestie­
rende Bauern, die letztlich auch da­
mit drohten, die Bohrtürme auf dem
Truppenübungsplatz Allensteig nieder­
zureissen, warnte man vor den mög­
lichen Konsequenzen - Entzug des
Passierrechtes für das militärische
übungsgelände. Gekoppelt wird das

Ganze mit einem neuerlichen Genie­
streich der Bundesregierung: eine bis­
her unbedeutende Nebenstraße von
Krems nach Allentsteig (auf der
Strecke Zwentendorf - Allentsteig) ,
die B 37, wird zu einer vierspurigen
Schnellstraße ausgebaut, auf der der
Atommüll abtransportiert werden soll.
Da diese künftige "Atommüllstraße "
verbreitert wird und dazu noch mög­
lichst gerade verlaufen soll, müssen
"leider" einige Bauern Teile ihrer
Äcker zu einem Preis verkaufen, der
ihnen zwingend vorgeschrieben wird.
Aus Protest gegen dieses Vorgehen,
ist ein Zeltlager auf eben diesen Grün­

den geplant.

Inzwischen zeigt man sich auf offiziel­
ler Seite statement-freudig: Die Atom­
müllagerung wird als technisch ge-
löst erklärt und auf das Problem der
langen Haltbarkeit des radioaktiven
Abfalls hin angesprochen, erkennt
man rasch, daß auch das unserem
Bundeskanzler längst kein Kopfzer­
brechen mehr bereitet: Halbwertzeit'
24.000 Jahre? Was wolln's denn - bis
dahin hat sich die Menschheit eh
schon ausgerottet.

Man gibt sich besorgt und komprom iß­
bereit, erklärt sich dem Allgemein­
wohl verpflichtet - sei das nun der
Arbeitsplätze, der Gesundheit oder
des Bootes, in dem wir alle sitzen 1

wegen. Man ruft Wissenschaftler (pein­
licherweise als Befürworter schon
lange bekannt), zeigt sich vor Kame-

LX>
offensiv links 11



ras und Notizblöcken der Journalisten
von ihren Argumenten beeindruckt;
man diskutiert und berät, kommt sich

ein wenig in die Haare, empfiehlt
und verwirft - alles im gleissenden
Ramp enlicht der Öffentlichkeit.
Applaus ob sovielen Demokratiever­
ständnisses bleibt nicht aus.

So nebenbei, einen inneren Schweine­
hund schleppt ja jeder mit sich herum,
wird Zv.:entendorf betriebsbereit ge­
macht, vermißt man die Trasse der
Zubringerstraße zur (noch zu bauen­
den) Atommülldeponie und läßt Spe­
zialeinheiten von Gendarmerie und
Militär üben - Obj ektschutz: natür­
lich gegen den Feind von außen.

Diese Farce - oder sollte man viel­
leicht besser Shov.: sagen? - durch­
schaut so mancher. Aber darauf al­
lein kommt es nicht an. Wichtig für
die da oben ist, daß wir da unten
nicht ha nd eIn. Und das wurde mit
dem Schmäh-Führen im entscheiden­
den Ausmaß auch verhindert: Vollen­
dete Tatsachen - dann läuft 's schon
bei Herrn und Frau Österreicher.

HaI b- W1d Unwahrheiten, taktisches
Vor- und Zurück, Ablenken, wirt­
schaftliche "Notwendigkeiten" und
Fortschritt, Weglassungen und Ein­
schüchterungen - so ziemlich alle
Register des Manipulationskästchens
hat "man" gezogen; und alles nur
um über Gesundheitsbedrohung, Ge­
fährlichkeit ('friedliche' Nutzung der
Atomkraft kann von der militärischen
nicht getrennt werden) und finanziel­
les Fiasko hinwegtäuschen.
Begonnen hat es 1971 - bei der Grund­
steinlegung zum ersten Atomkraftwerk
Österreichs: mitten im wohligen Ge­
fühl des feierlichen Augenblicks er­
hob sich ein Mann und - protestierte
gegen den Bau. Er wies 900 Unter­
schriften vor und - wurde von der
al:gegenwärtigen Stapo verhaftet.

Über Regierungsveranstaltungen, ge­
dacht als "Information für die Bevöl­
kerung", Broschüren und Werbesendun­
gen im Fernsehen, Symposien und
Klausursitzungen bis zu Meinungsum­
fragen zog sich das "vor dem Vorhang
agieren" hin.

Frau + Unwissenheit =Atom­
kraftwerksgegner

Apropos Meinungsumfragen: wußten
sie schon? Hauptsächlich Blöde und
Frauen (für viele ohnedies das selbe)

12 offensiv links

sind gegen Atomkraftwerke. So nach­
zulesen in der "Arbeiter-Zeitung" vom
18. Juli 1977: "Menschen mit höherer
Schulbildung befürworten Kernkraft­
werke eher als Personen mit geringerer
Ausbildung. Bei Menschen mit Volks­
schulabschluß befürworteten nur 23
Prozent Atomkraftwerke, während
44 Prozent dagegen sind, bei Haupt­
und Berufsschülern steht das Verhält­
nis 36 zu 3" und bei Maturanten und
Akademikern gibt es 45 Prozent Be­
fürworter gegenüber 35 Prozent Geg­
nern. " Und: ''Nur 25 Prozent der
Frauen befürworten Kernkraftwerke,
46 Prozent hingegen lehnen sie ab.
Bei Männern gibt es 45 Prozent Be­
fürworter und 32 Prozent Gegner. "

Genaueres erfährt man in der "Presse"
vom 19. Juli ]977. Hier liest man
unter der Schlagzeile "Warum lehnen
Österreichs Frauen die Kernenergie
ab?" - "Dazu Leodolter: Die Frauen
sind unwissender, man habe sie mit
der Aufklärungskampagne nicht ge­
nügend erreicht, denn: 'Mit dem Wis­
sen steigt die Sicherhe it. ' " Und SP­
Abgeordnete Anneliese Albrecht :
"Außerdem ist das Thema in weiten
Kreisen hochemotionalisiert, und da
kann es durchaus sein, daß eine Frau
heute so und morgen anders antwortet. "
Einig sind sich die Befragten auch
darin, daß die Angst vor möglichen
Erbschäden weit grösser sei als bei
Männern und draus die emotionelle
Reaktion der Frauen zu verstehen ist.

Womit es gelungen wäre, endlich
einen gemeinsamen Nenner für alle
Argumente gegen Atomkraftwerke zu
finden: Blödheit und Emotion ist
gleich Atomkraftwerksgegner.

Politiker und Prinzipien

Interessant wird es auch, wenn die
Politiker so unter sich sind. Da ver­
teilt Kreisky an Peter Zuckerln, wenn
dieser seine Partei auf einen Pro­
Atomkraftwerks-Kurs bringt; da sind
sich Taus und Kreisky einig: Atom­
kraft wird kein Wahlkampfthema!
No na - wenn der Atomkraftwerks­
"Gegner" Taus heißt und hinter ihm
die Befürworter Industriellenvereini­
gung und Wirtschaftsbund stehen.

Und welch plötzlicher Gesinnungs­
wandel bei Bürgermeister Gratz. Vor
kurzem noch vehement gegen Zwen­
tendorf, stimmte er bei der SP-Sitzung

dafür. Lediglich die Vorarlberger SP
ist hart geblieben. Ihr Landespartei­
obmann kündigte an, daß die beiden

Vorarlberger Abgeordneten zum Na­
tionalrat im Parlament gegen das
Atomkraftwerk stimmen werden.
Kreisky dazu eher unwirsch: "Das
muß ein Irrtum des Landesparteiob­
mannes sein. "

Bleibt noch die KPÖ. Für sie sind im
Kapitalimus die Atomkraftwerke ein

weiteres Zeichen dafür, daß sich die
Produktivkräfte in Destruktivkräfte
verwandeln, im Sozialismus sind
Atomkraftwerke ein Zeichen der
Überlegenheit dieses Systems. Ein
Beweis dafür ist, daß es im Westen
einen Widerstand gegen Atomkraft­
werke gibt und nur diese Opposition
die Atomkraftwerkserbauer zu ge­
wissen Sicherheitsauflagen zwingen
konnte, während im "realen Sozialis­
mus" der fehlende Widerstand ja ein
Ausdruck für das große Vertrauen der
Bevölkerung ist. (.,. ?)

Wenn es ernst wird••.

Was abschließend noch zu bedenken
wäre: was passiert, wenn der Katastro­
phenfall nun tatsächlich eintritt?
Welche Vorsorge haben diesbezüglich
offizielle Stellen getroffen? Bekannt
ist hier zu Lande nichts geworden.
Aber es ist anzunehmen, daß sich ein
Katastrophenplan kaum von dem aus
Karlsruhe unterscheidet, der zufällig
bekannt geworden ist. Ein Auszug:

"Nach einem Unfall wird das Gebiet
um die Reaktoranlage sofort gesperrt.
Während starke Polizeikräfte in
Schutzanzügen das Gefahrengebiet
abriegeln, wird die Bevölkerung auf­
gefordert, sich sofort in die Häuser
zu begeben und Fenster und Türen
zuschließen.
Sollte jemand trotz Straßensperren
aus dem verseuchten Gebiet zu flie­
hen versuchen, müßte er niederge­
schossen werden. ,. "

Und da sagt man uns immer, wir
würden alle an einem Strick ziehen.
Nur scheint's immer mehr, daß die
einen den Galgen hinhalten und wir
anderen den Hals.



" ... und wenn ich in meiner Rede auf die Notwendigkeit von Atomstrom zu
sprechen komme, drehen Sie schnell die Hauptsicherung raus! ..

Atomkraft'Nerke und
'Nirtschaftliche Ent'Nicklung

Obwohl sicherlich ein Großteil der
österre ich ischen Bevölkerung entwe­
der von der Gefährlichkeit der Atom­
kraftwerke überzeugt oder verunsichert
ist (was selbst in Meinungsbefragun­
gen der E-Wirtschaft zumAusJruck
kommt), wäre die Atomkraftwerks­
frage ohne die geballte Öffentlich­
keitsarbeit der organisierten Atom­
kraftwerksgegner sehr bald von den
zwei Großparteien in ihrem Sinne ge­
löst worden. Die Atomkraftwerksgeg­
ner waren bis jetzt fast ausschließlich
an unmittelbaren Aufgaben orientiert.
Deshalb konnten verschiedene inhalt­
liche Fragen nicht genügend ausd isku­
tiert werden.

Ein bloßes Nein zu Atomkraftwerken
kann zwar die Bewegung kurzfristig
zusammenhalten, auf längere Sicht ist

es aber notwendig, sich zumindest
vage formulierte Gegenforderungen
zu überlegen, wollen wir nicht als
destruktive Neinsager abgestempelt
werden.

Für den Kommunistischen Bund (KB)
(MaoistenJ, der innerhalb der Bewe­
gung eine einflußreiche Rolle spielt,
sind solche Gegenforderungen eine
sinnlose Anstrengung, da der Kapita­
lismus mit oder ohne Atomkraftwerke
gleich gefährlich bleibt und Alterna ­
tiven innerhalb des Kapitalismus nur
revisionistische Einbildungen sind.
Der KB hat dann recht, wenn man
die Pläne der KPÖ als die einzig mög­
lichen Gegenkonzepte ansieht. Denn
eine Forcierung von Kohlekraftwerken,
Wasserkraft und des Osthandels kann
erstens höchstens nur eine sehr kurz

befried igende Lösung sein und zwe i­
tens ist es wirklich nur ein rein sy­
stern immanenter Lösungsvorschlag .

Auf welcher
Einschätzung sich
ein Gegenvorschlag stützen
könnte:

So wie sich international das Gefälle
zwischen armen und reichen Nationen
immer mehr vergrößert, so ist auch
innerhalb der hochentwickelten Staa­
ten das Wirtschaftswachstum und die
Entwicklung des Lebensniveaus sozial
und geographisch höchst ungleichge­
wichtig. Bestimmte Ballungsgebiete
werden gefördert und Notstandszonen
veröden weiter. An der Donau und
deren Zubringerflüssen zwischen Linz
und Wien soll ein österreichisches
Ruhrgebiet entstehen. Unter den "Zwän­
gen" der Konkurrenzfähigkeit werden
Betriebe in ohnehin armen Gebieten
mit staatlicher Unterstützung zuge-
sperrt und entsprechende Großprojekte i
sollen an die Donau hingestellt werden. i
Wegen der massiven staatlichen Zu - I

schüsse für diese Großprojekte (VOEST I
I

und Chemie Linz bei Enns, Austro-rI

Porsche, Zellstoffabrik, Glasproduktion,
Ölmühle u. a.) werden Gebiete mit
hoher Pendlerrate, hoher Arbeitslosig- I
keit und schlechter Infrastruktur noch
stärker vernachlässigt werden. Das
Atomkraftwerk Zwentendorf zemen-
tiert diese Entwicklung. Der Atom­
strom, ein Grundlaststrom, ist für
Großabnehmer mit einem nicht schwan­
kenden Strombedarf gedacht. Der
Hauptnutznießer des Atomstroms wird
die Industrie im österreichischen Ruhr­
gebiet sein. Auch wenn es bestimmt
falsch ist, die Großindustrie prinzi-
piell abzulehnen, sos in dun t e r
dem Gesichtspunkt der
Zwangsmobilität, der Zer­
stärung bestehender Arbeits­
plätze in unterentwickelten
Gebieten ohne entsprechende
Neuinvestitionen in diesen
Regionen, des Umwelt­
schutzes, der Sinnhaftigkeit
der zu erzeugenden Produkte
(z. B. Austro-Porsche) und
der Bindung von Milliarden
Schilling an diesem Vor­
haben starke Zweifel ange­
bracht.
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Der Atomstrom wird erst in riesigen
Einheiten "kostengünstig ". dagegen
sind zum Beispiel Sonnen - und Wind­
energie mit einer regional ausgewo­
genen Entwicklung vereinbar.

Denkanstöße, wie die von Schuhmacher
und Illich, sollten von uns auf ihre
konkrete Realisierbarkeit hin über-
prüft werden. Eine Kritik am Atom­
strom und an der gesamten Energie­
politik wird in der arbeitenden Be­
völkerung wahrscheinlich nur dann
auf ein sie aktivierendes Interesse
stoßen, wenn wir nicht nur beweisen
können, daß Atomkraftwerke gefähr­
lich sind, sondern daß andere Ent­
wicklungswege möglich und sinnvoll

sind.

soziale und politische
IZusammensetzung der orga­
risierten Antiatomkraftwerks
bewegung

In den lokalen Initiativen des Wald­
viertels und Vorarlbergs sind alle
Schichten der Bevölkerung vertre­
ten. In diesen Landesteilen ist die
Bevölkerung unmittelbar von Atom­
kraftwerken und deren Folgen be­
troffen. Einzig im Tullnerfeld gelang
es der E-Wirtschaft und der Regierung
durch materielle "Zuckerl" den Groß­
teil der Bewohner von einem aktiven
Widerstand abzuhalten. Es ist klar,
daß dort, wo die Unzufriedenheit
von breitesten Bevölkerungskreisen
getragen wird, zumindest die örtli­
chen Honoratioren der politischen
Parteien nicht abseits stehen wollen
und können. Es ist interessant, daß
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sich die Antiatomkraftwerksbewegung
auch in diesen Landesgebieten trotz­
dem nicht vor den Karren der politi­
schen Parteien spannen läßt. Seit dem
letzten Kongreß der IÖAG, einem
Dachverband fast aller österreichischer
Atomkraftwerksgegnergruppen, sind
auch die Waldviertier im führenden
Gremium dieses Dachverbandes ver­
treten. Politisch heißt das, daß die
wichtigsten Bürgerinitiativen zu einem
gemeinsamen Handeln bereit sind.
Die Waldviertier sind bereit nicht nur
gegen die Atommüllagerung im Wald­
viertel zu protestieren. sondern dies
auch gegen das Atomkraftwerk in
Zwentendorf zu tun. So kämpfen die
Vorarlberger nicht nur gegen das
Atomkraftwerk in Rühti, sondern
sind auch gegen den Atommüll im
Waldviertel. Wenn man bedenkt, mit
welcher Demagogie die politischen
Parteien agieren, so bedeutet diese
Entwicklung von vielen Vorarlbergern
und Waldviertlern, die alles andere
als Linke sind, doch einiges.

In den meisten anderen lokalen Ini­
tiativen sind Vertreter von Umwelt­
schutzorganisationen und Linke ver­
schiedenster Couleur dominierend.
Von den Linken sind am stärksten
die Maoisten vertreten. SPÖler und
KPÖler gibt es dort nur sehr verein­
zelt. Politisch besonders reaktionäre
Gruppen sind zwar auch manchmal
präsent, sie spielen aber in der Ent­
scheidungsfindung eine total unter­
geordnete Rolle. Die meisten Umwelt­
schutzgruppen sind parteipolitisch
kaum fixierhar, auch weltanschaulich
ist eine generelle Zuordnung von
ihnen schwierig. Das liegt vor allem
am Prinzip der IÖAG, globalere
weltanschauliche Fragen nur am Rand
zu diskutieren, das, wie vorher er­
wähnt. nicht nur Vorteile hat. Auf dem
dem letzten Kongreß der IÖAG wurde
auch angeregt, in den Sommermonaten
solche Fragen einer längerfristigen
Orientierung und der unterschiedlichen
politischen Werthaltungen zu diskutie­
ren.

Nun zum KB: wie gesagt, übt diese
Strömung innerhalb der Bewegung
einen verhältnismäßig großen Ein­
fluß aus. Verglichen mit anderen
Aktionseinheiten (Slowenen, Bundes­
heer, ANR) spielt sie in dieser Frage
auch eine wichtige und positive Rolle.
Wenn die Maoisten in den Leitungs­
gremien überrepräsentiert sind, so
hat das weniger mit einer ausgeklü-

gelten Überrumpelungstaktik zu tun,
als vielmehr mit der praktischen Pas·
sivität vieler anderer Linker (z. B.
auch wir). So wie viele KPÖler oder
GEIer wegen ihrer Opferbereitschaft
und moralischen Integrität und nicht
wegen ihrer politischen Überzeugung
zu Betriebsräten gewählt werden, so
haben sich KBler v.:egen ihrer Einsatz­
bereitschaft, ihres organisatorüchen
Geschicks und ihrer größtenteils lo­
yalen Haltung ein hohes Ansehen
geschaffen. Innerhalb der Bewegung
sind die einzelnen KBler kooperations­
bereit, der KB oder die MLS als
Gruppen sind aber gegenüber ihren
ideologischen Erzfeinden (KPÖ,
Trotzkisten, Basisgruppen) weniger
zurlickhaltend: Da wird "die Arbeiter­
klasse und die Volksrnassen " in Flug
blättern aufgefordert, "diese Elemente
unschädlich zu machen ". "Den aus­
geflippten Trotzkisten und Basisgrup­
pen" wird unterstellt, bauernfeindlich
zu sein, und deshalb hätten sie sich
während der letzten Demo "in Ge­
treidefelder geworfen und alles nie­
dergetrampelt ". Daß eine solche
Geisteshaltung die davon Bet roffenen
aber auch viele audere Linke nicht
zur Zusammenarbeit anregt, ist viel­
leicht sogar die Absicht von einigen
Maoisten. Alle Nichtlinke sind das
Volk, gegenüber denen ist man ko­
operationsbereit und wenn man ein
Linker ist, so hat man ein Mitglied
der ML$, des KB oder zumindest ein

Sympathisant zu sein (natürlich gibt
es einige Ausnahmen). So schaut die
ßündnispolitik der Maoisten aus. Da
aber die organisierten nicht-maoisti­
schen Linken bis jetzt in der prakti­
schen Kleinarbeit einen nur relativ
geringen Beitrag leisteten, und dies
für den Fortbestand der Bewegung
viel wichtiger ist als die jeweilig
richtige politische Linie, fällt es uns
sehr schwer, gegenüber den anderen
nicht-maoistischen Aktivisten der
Antiatomkraftwerksbewegung unser
Unbehagen am Arbeitsstil zu artiku­
lieren. Viele von denjenigen, die
wegen dieses unguten Klimas abge­
schreckt wurden, im Wiener Arbeits­
kreis Atomenergie mitzuarbeiten,
(wobei noch ehrlicherweise hinzuge ­
fügt werden muß, daß dieses ungute
Arbeitsklima auch aus dem enormen,
aber notwendigen Arbeitspensum ent­
springt), haben sich nun in einem
lockeren und breiteren Zusammen­
schluß im Wiener Rahmen gefunden:



"

In einem schon etwas ermüdeten Ar­
beitskreis sagte die Lydia auf einmal,
daß wir eine Schallplatte (wie es in
Deutschland ja schon mehrere gibt)
gegen Atomkraftwerke machen müß­
ten. Das hat keiner so richtig ernst
genommen. Am nächsten Tag fiel
mir das wieder ein und ich beschloß,
es zu probieren. Und das ging unge­
fähr so vor sich: Ich machte einen Mo­
nat lang nichts anderes, als jedem, der
es hören wollte, und auch jedem, der
es nicht hören wollte. zu erzählen,
daß wir eine Anti-KKW-Platte machen.
Ein paar fanden das sehr nett, und
ein paar hatten konkrete Gedanken
dazu. So richtig daran geglaubt, daß
aus der Plattenidee auch eine Platte
wird, habe ich erst, nachdem wir die
Idee von der Vally, Gutscheine zur
Vorfinanzierung zu verkaufen. in die
Tat umsetzten, weil dann gab es kein
Zurück mehr.

Wir haben dann in nächtelangen Zu­
sammenkünften aus acht Stunden Ton­
bandmaterial vom Filmsyndikat unge-

Verwendet man geschützte Lieder,
so muß man dafür zahlen. Wir mußten
z. B. für Cilli Miculik, Sigi Maron
und Pirron und Knapp zusammen rund
S 1200,- zahlen, obwohl sie nichts
verlangt haben. Wer nämlich bei der
AKM bzw. Austro- Mechana Mitglied
ist, wird "geschützt", ob er oder sie
will oder nicht - da die schützenden
Gesellschaften ihre Prozente kassieren.

Bei unserer Platte hat das so angefan­
gen:

"Erste österreichische
AtomkraftVJerksplatte
kommt im September

Der Titel der Platte soll nicht nur an­
deuten, daß es sich noch lange nicht
um die letzte österreichische Anti­
Atomkraftwerksplatte handelt, son­
dern daß wir vielleicht überhaupt
viel mehr die Möglichkeit nützen
könnten, die Platte als Agitationsmit ­
tel auch für andere Fragen einzusetzen.
Dazu möchte ich nur einige Fakten
aufzählen, Genaueres kann ja j eder­
zeit bei Bedarf besprochen werden.

Die üblichen Studiokosten belaufen
sich auf 400 bis 600 S/Stunde. (Wir
haben ungefähr 50 Stunden gebraucht).
Nette Studioleute geben es billiger.
Wir haben ganz besonders nette Leu-
te gefunden. Die Metallplatte (die
als eine Art "Negativ" zum Pressen
der Platten hergestellt werden muß)
kostet rund S 5.500, - und der Stück­
preis pro gepreßter Platte ist S 15,50.

Das Cover wird uns rund S 3, - /Stück
und die Textbeilage rund S 4-5,-/
Stück kosten. Für das Label (wenn
man eins haben will) zahlt man der
Pressfirma noch rund SI, 20 pro
Platte zusätzlich. Die Umsatz- und
die anderen Steuern werden ca. S 30, ­

pro Platte ausmachen. Diese Kosten
gelten für die Produktion von 1 000

Platten, die also - ohne Studiokosten
- auf rund S 30 000, - kommt.

Mit guten Geräten kann man sich
außerdem (es hängt natürlich auch von
der Art der Platte ab) die Studiokosten
ersparen. (Die deutschen Anti-AKW­
Platten sind überwiegend nicht in
Studios ausgenommen worden. - Die
Biermann -Platten auch nicht).

*H.S., K. W.

Es wurde beschlossen, Koordinations­
sitzungen abzuhalten, zu denen alle
in Wien arbeitenden Gruppen einen
Vertreter schicken. Diese sollen dann
z. B. bekanntgeben, wann eine Gruppe
ihre Vorbereitungen zu einer Aktion
(wie z.B. die Punkte a, b, d) getrof­
fen haben und wann, wo, wieviele
Leute benötigt werden.
Bei dieser Sitzung waren unter ande­
rem Vertreter vom Anti - Atomkraft­
werkstheater , von der Gruppe "Ra-

dioaktiv", von der Jungen Generation

(SPÖ), von den "Müttern gegen Atom­
kraftwerke". von Gruppen. die seit
langem Stadtagitation betreiben (z. B.
Gruppe mit Christian Haun), Arbeits­
kreis Wien, GRM. FÖJ-BfS, KB, Bür­
gerinitiative Mödling. von der Gruppe
AGA, die die Ausstellung im Bauzen­
trum "Umdenken, Umschwenken", or­
ganisiert haben.

Diese Besprechung gibt Anlaß zur
Hoffnung, daß wir den Betreibern einen
heißen Herbst bereiten können. was
nicht zu allerletzt auch von den Mit­
gliedern unserer Organisation abhän­
gen wird. In den Aktuellen Informa­
tionen werden wir die nächsten Ter­
mine von Besprechungen bekanntgeben.
sonstige Auskünfte bei Kurt Winter­
stein: 26 27 772.

Auf daß dieser Herbst nicht der letzte
strahlungsfreie ist:.

Am Freitag, dem 20. Juli, fand auf
Initiative von Leuten, teilweise Mit­
glieder vom Wiener Arbeitskreis
Atomenergie, teilweise Mitglieder
von anderen Arbeitsgruppen, eine
Besprechung statt, die die Form der
Zusammenarbeit der Arbeitsgruppen
klären sollte. Die Atmosphäre unter­
schied sich in erfreulicher Weise von
den letzten Plenas und es wurden die
Aktivitäten, die noch im Sommer
stattfinden sollen, besprochen. Die
wichtigsten Punkte waren:

a) Aktionen bezüglich der erwar­
teten Brennstofflieferungen

b) Aktionstheater ("Spektakel ")
c) Ausnützen der rechtlichen Mög­

lichkeiten gegen die Inbetrieb­
nahme Zwentendorfs

d) Zeltlager auf dem Gelände der
geplanten Zufahrtsstraße zum
Atommüllagerplatz .
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50.000 demonstrierten in Malville, wo der "Super-Phenix", der größte

"schnelle Brüter" der Welt (1. 200 Megawatt) gebaut werden soll. Die
schnellen Brüter sind die zweite Generation der Kernreaktoren. deren Tech­
nik noch am wenigsten ausgereift und erprobt ist, die dafür aber Plutonium,
ein in der Natur nicht vorkommendes Element, erzeugen. Plutonium ist eines
der gefährlichsten bekannten Gifte und das Grundmaterial für Wasserstoff ­
bomben.

fähr eine Viertelstunde rausgefischt,
im studio die Lieder aufgenommen
und dann die Live - Aufnahmen, die
Lieder und das Material von der Grup­
pe "Radioaktiv" zusammengeschnitten.
Mein Versuch, die PlattE: möglichst
demokratisch zu produzieren, stieß vor
allem auf zwei Widerstände, die sehr
viel miteinander zu tun haben. Ich war
eigentlich der einzige der überall
dabei war, wußte daher am meisten
über die Zusammenstellung. Einer­
seits forderte ich z"ar immer wieder
Leute auf, sich das ganze Material
anzuhören und bei der Gestaltung mit­
zuarbeiten, fühlte mich aber anderer­
seits in der Rolle des Produzenten
doch so "ohl, daß e' nie zu einer
wirklichen Gruppenprod ukt ion kam;
einerseits kam eben niemand zu mir,
der sagte: "Feine Sache, die Platte,
machen wir das gemeinsam", ande­
rerseits habe ich die Mitarbeiter aber
auch nie so richtig dazu aufgefordert.
Natürlich blieben mir auf Grund die­
ses Arbeitsstils die ganzen beschisse­
nen organisatorischen Arbeiten. (Da
ist mir das dann erst aufgefallen).

Eine sehr klasse Sache, die hei der
Produktion dieser Platte passierte.
möchte ich auch noch erwähnen. Die
Techniker im Studio wurden "ährend
der Aufnahmen langsam warm und
diskutierten beim Zusammenschneiden
der Platten dann auch inhaltlich mit,
was sehr wichtig \"ar, da es erst so
möglich wurde, die Sachen so auf die
Platte zu bringen, \de wir es vorge­
habt haben.

Für ganz Neugierige: Auf der Platte
werden neben Live-Aufnahmen aus
Zwentendorf zu hören sein: Anti­
AKW-Theater, Cilli Ivliculik, Sigi
Maron, Dreschflegel, Eva Pilz, die
Gruppe "Rad ioakt iv" und ich mit
dem Leo. Harald, Helmut und Andy.

Kurt Winterstein*

Platte zu bestellen und zu erhalten:
bei Kurt W i nt e r s t ein, 1020

Wien, Franzensbrückenstraße 8/St.l
und in den Buchhandlungen
KOLISCH, 1.. Grillparzerstr. 7
HERRMANN. 1., Grünangerg. 1
FRAUENZIMMER 8., Lange G. 11
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Malville

KP Frankreichs für Kernkraft

werke und Atomwaffen

Der Marsch. an dem die "comites
Malville" aus ganz Frankreich als
Veranstalter, die lokalen Abgeordne­
ten und Behörden, die einheimische
Bevölkerung (hauptsächlich Landwirte).
französische und ausländische Akti­
visten teilnahmen, sollte eine fried­
liche Demonstration werden. Es war
auch eine Demonstration ohne Teil­
nahme der großten politischen Par­
teien. Die P. C. F. (kommunistische
Partei Frankreichs) hat sich ganz klar
für die Kernenergie und sogar für den
beschleunigten Ausbau der "force de
frappe", dem Kernwaffen -Programm
Frankreichs. geäußert. Unter allen
politischen Parteien hatte nur die
P. S. U. (Parti socialiste unifie) zur
Demonstration aufgerufen, nur diese
Partei hat sich in Frankreich klar
g e gen die ziv ile und militärische
Ausbeutung der Kernenergie gestellt.
Die P. S. (sozialistische Partei) zö­
gert noch (kurz vor den Wahlen 1978)

und spricht von einer Volksbefragung
über Nuklearfragen. Es wird aber
darüber diskutiert, ob diese Befra­
gung rechtswidrig ist oder nicht!

Granaten gegen

Demonstranten

Nun bedauern Gewerkschaften und
Parteien die unnötige Brutalität der
Polizei. Mehr als 10.000 gardes
mobiles, compagnies republicaines
de securite (C. R. S. ) und Fallschirm­
jäger waren im Voraus auf heftige
Zusammenstöße eingestellt worden;
so zeigte man ihnen etwa Filme aus
Brokdorf. Unter dem Kommando des
früheren Polizeipräfekten von Algier,
Jannin, durften sie nicht nur Tränen­
gas- und Nebelgranaten, sondern
auch Angriffsgranaten (in denen 9 dkg
TNT-Sprengstoff detonieren) verwen­
den. Es scheint, daß drei von den fünf
verletzten Polizisten durch eigene
Ungeschicklichkeit verletzt worden
sind. Einem wurde die Hand durch



eine Granate abgerissen, weil er

sie zu spät warf. Für die Polizisten
war keine FIste Hilfe vorgesehen. Die
freiwilligen Sanitäter der Demonstran ­
ten versorgten die C. R. S. zuerst. Sie
berichteten, daß viele junge Polizisten
große Angst hatten, ja sogar in Panik
gerieten; auch Nervenzusammenbrüche
soll es gegeben haben. Da liegt es
auf der Hand, daß einige sich mit
übermäßiger Brutalität rächen wollten.
Viele der Polizisten waren genauso
jung. wie die Demonstranten.

Zwischenbilanz

Eine vorläufige Bilanz kann jetzt ge­
zogen werden. nachdem der 3I-jährige
Lehrer, Vital Michallon, euf dem
"Schlachtfeld" von Malville den Tod
gefunden hat (innere Verletzungen
der Lungen durch die Luftdruckwir ­
kung einer Granate) nachdem über
hundert Demonstranten und Polizisten
verletzt wurden und 12 Demonstranten
wegen Waffenbesitzes angeklagt wur-

den.

Eine vorsichtige Schätzung der De­
monstrantenzahlliegt bei 50 000.
Diese zahl wäre bestimmt viel höher
gewesen, wenn

o es nicht ununterbrochen geregnet
hätte

o die Massenmedien nicht im Vor­
aus Zusammenstöße mit der Po­
lizei angekündigt hätten. was
natürlich viele zurückgeschreckt
hat.

Überall im Lande, sogar in eher kon­
servativen Zeitungen. erheben sich
jetzt stärker als zuvor Stimmen, die
eine nationale Debatte über Kernener­
gieprobleme verlangen und Entschei­
dungen ablehnen. die unsere Zukunft
bestimmen und von Technokraten
hinter geschlossenen Türen getroffen
werden. Wenn in Zukunft diese De­
batte stattfinden kann, so wird man
es zum Teil den wiederholten Demon­
strationen und Protestaktionen der
"Umweltschützer" verdanken.

Die übertriebenen Gewalttaten der
Polizei haben zur Folge gehabt, daß
die einheimische Bevölkerung jetzt
weitgehend für die Demonstranten
Stellung nimmt. Sie war empört
über die unnöti ge Brutalität der Po-

Am Tag vor der Demonstration durchsuchte
die Polizei - Gewehre mit Gasgranaten im An­
schlag - das Zeltlager der Deutschen. Beschlag­
nahmt wurden die folgenden 'Waffen ":
Küchenmesser, 34 Gasmasken. 28 Paar Hand­
schuhe, Ischwarze Fahne, 8 Dolche, 2 Eis­
pickel, Zeltpflöcke und 6 Bratpfannen.
(Spiegel 33/77)

Von der Polizei, insbesondere von lannin,
und den Massenmedien wurde "eine wahre
Bürgerkriegs-Psychose" (so Umweltschützer
Lalonde) erzeugt. Als vier betrunkene Deutsche

lizisten und über die Menschenjagd,
die bis in die Häuser hinein fortge ­
setzt wurde.

Bauarbeiten vorübergehend
eingestellt

Unterdessen ist die Arbeit auf der Bau­
stelle in Malville schon seit mehreren
Wochen gestoppt:

o Aus Angst vor der Demonstration:
alle Maschinen und Geräte bis
auf drei Kräne wurden abtrans­
portiert.

o Aus finanziellen Gründen wegen
der wirtschaftlichen Rezession
und den erzwungenen Einsparun­
gen (P lan Barre),

o Bis zu den bevorstehenden Wah­
len 1978 wollen sich die Behör­
den vorläufig nicht zu stark en­
gagieren.

für einige Minuten in das Ratham \'on More>tel

wankten, wurde daraus eine "Besetzung ,- und
lannin sprach von einem neuen Reich;tagsbrand
und von "der zweiten Besetzung des Ortes in
unserer Geschichte",

Die Deutschen wurden überhaupt zu einer ge­
fährlichen Kampftruppe stilisiert, Die Zeitung I

"Matin de Paris" sprach von einer "Affäre der
Deutschen ". Doch die Spiegel-Reporter zähl­
ten "unter den rund 1000 Bundesdeutschen. ' .
allenfalls 60, die sich tatsächlich schlagen
wollten. als Demonstranten und Ordnungskräf­
te am Sonntag aneinander gerieten".

Druck der

Interessensgruppen

Auf der anderen Seite spürt man den
Druck der lnteressensgruppen (E. D. F,
- Eleetricite de France, und die N. E
R. S. A .• die Gesellschaft, die für den
Bau von Super-Phenix verantwortlich
ist und bei der die Kernkraftgegner
vor kurzem mehrere Kilo Dokumen­
te gestohlen haben, die zum Teil ver­
öffentlicht wurden). Die lnteressens­
gruppen üben einen starken Druck aus,
um in der Kernenergiepolitik den
Punkt zu erreichen, von dem es kein
Zurück mehr gibt. So hat trotz des
zunehmenden Widerstands und der
Mobilisierung der Bevölkerung der
EG-Ministerrat beschlossen, die Ent­
wicklung der "schnellen Brüter" be­
schleunigt weiterzuführen.

Ch. L., Lyon
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21. August 1968

Nicht Geschichte, sondern Gegen~art

Es gibt Jahrestage, die von der Arbei­
terbewegung regelmäßig feierlich
begangen werden, obwohl sie endgül­
tig der Geschichte angehören. Die
Oktoberrevolution ist so ein internatio­
nalistischer Anlaß; der Brand des Ju­
stizpalastes im Juni 1927 in Wien ist
für die österreichische Arbeiterbewe­
gung ein gewichtiger Grund des Geden­
kens und des Nachd enkens.

Der 21. August 1968 ist keine Ge­
schichte, keine Vergangenheit, sondern
fortlaufende, fortwirkende Gegenwart.
Er steht am Anfang eines Prozesses.
der weit über die Grenzen der CSSR
hinaus weltweite Auswirkungen hat
und eine wahrlich internationale Di­
mension besitzt. Es würde ins Ufer­
lose führen, hier alle Einzelheiten
dieses \'ielschichtigen und auf ver­
schiedenen Ebenen ablaufenden Pro­
zesses zu beleuchten. Einige St ich­
worte müssen genügen.

Panzerkommunismus ist
sicherer als Sozialismus
mit menschlichem Antlitz

Der Prager Frühling war keine sponta­
ne, von der Basis aufbrechende und
von der herrschenden kommunisti­
sehen Partei des Landes unkontrollier­
te Entw icklung. Die Nervosität, die
in der sowjet ischen Führung dennoch
nach kurzer Zeit aufkam, galt auch
gerade diesem Aspekt: einer umfassen­
den Demokratisierung aller gesell­
schaftl ichen Lebensbereiche unter
der Führung und Anleitung der Partei,
deren Prestige in der CSSR seit Kriegs­
ende bei den Volksmassen, den Arbei­
tern und Intellektuellen gleicherm aßen,
niemals so gestärkt war. Die Mitspra­
che an der Basis, in den Betrieben
(die sich auch in entsprechend höheren
Produktionsziffern niederschlug) ge­
horte ebenso zu dieser Ert wicklung wie
die umfassende Information ohne
Zensur, Manipulation und Gänge lung
durch ausgewählte Instanzen. Die
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Duldung oppositioneller Meinungen
und die Erwägung, ihre institutionelle
Zulassung ins Auge zu fassen. dürfte
dann das eigentliche Signal für die
Moskauer Führung gewesen sein zu
handeln, Denn hätte der Prager Früh­
ling Schule gemacht, und Anzeichen

waren ja genug dafür da, wäre über

kurz oder lang die gesamte innere

und äußere Herrschaftskonzeption des
"realen Sozialismus" in seinen irre­
alen und deformierten Zügen total
demaskiert, der Sturz der diversen
nach -stal inistisc hen Führungsgarnitu­
ren sicher, eine gründliche, \,,:enn
auch ge....-altlose gesellschaftliche Um­
",.. älzung aller bürokratüchen und un­
demokratischen Entscheidungsstruktu­
ren unvermeidlich gewesen. Bürokra­
tismus und hierarchische Despotie ist
negative Prä\'ention. ist "ungute '/or­
beugung", nach der Devise "sicher
ist sicher", nur nichts riskieren, der
Feind (je nachdem der Klassenfeind
oder der Imperialismus) wartet nur da­
raL;f. daß wir uns die geringste Blöße
geben. Despotischer Zentralismus
und bürokratische Sturheit ist zwar
unschöpferisch. weil undialektisch.
aber bis ins kleinste Detail kalkulier­
bar. Demokratie, noch dazu Basisde­
mokratie, Sozialismus auf allen Ebe­
nen und in allen Bereichen der Gesell­
schaft. ist schöpferisch -d ialektisch,
d. h. es gleicht dem menschlichen
Antlitz, aber die Konsequenzen sind
nicht immer im voraus von einer ein­
zigen Instanz kalkulierbar. Dieses

Dilemma scheint so manches Mitglied
des Politischen Büros der KPdSU, wenn
auch schweren Herzens, die Hand er­
heben zu lassen bei der Abstimmung
über eine bewaffnete Intervention für
diese, für einen "Panzerkommunis ..

mus", gegen den menschenwürdigen,
bürokratisch unberechenbaren Sozia ­
lismus. (Das Abstimmungsergebnis
soll übrigens äußerst knapp ausgefallen
sein) .

Die (schon gespaltene)
kommunistische Welt­
bewegung zerfällt weiter

Die rollenden Panzerketten sollten ­
aus moskauer Sicht - den Zerfall des
Warschauer Paktes verhindern und
zerstampften dafür die schon gespal­
tene kommunistische Weltbewegung
endgültig, Auch dieser Prozeß geht
....·eiter, ist noch keineswegs abgeschlos­
sen, wie die schwedische Partei oder
das jüngste Beispiel der englischen
Partei dokumentieren'). Meistens
trifft dieses Schicksal die Schwächsten
der kommunistischen Parteien; die
Stärkeren wehren sich dagegen, indem
sie ihre Autonomie gegenüber den
Bruderparteien im Osten betonen, de­
ren Politik offen kritisieren.

Die Konzeption des "Historischen
Komprcmisses" - wie man auch im­

mer auf der Linken dazu stehen mag
- ist nicht zuletzt aktuellstes Resul­
tat zweier grundlegender Erfahrungen:
der Intervention in der CSSR 1968 und
der Niederlage der Unidad Popular
1973. Der über den europäischen
Raum hinaus wirkende "Eurokommu­
nismus" formulierte seine Thesen -
in manchen Ländern früher. in einigen
später - durchwegs ausgehend von
der (grausamen, aber einseitig von
keiner Seite änderbaren\ Realität der
Blöcke, der Lager und deren innerer
Logik, die in einem abstrakten real­
politischen Sinn den 21. August 1968
wie die US-Interventionen (bis zur
gigantischen Niederlage in Indochina \
"verständlich" und nach der machtpo>



Die KPÖ und ihre Führung, die "Volks­
stimme " und ihre Redaktion schrecken
vor nichts zurück. Für sie gilt das
abgewandelte Sprichwort: lieber ein
nichtendenwollender Untergang als
ein Untergang mit Ende. Es gibt die
Nesseln nicht, die von den Brüdern
im Osten gezüchtet wurden, in wel­
che sie sich nicht mit aller Entschlos·
senheit hineinsetzen würden. Und

D0

Z.P,*

materialistischen, ion humanistischen
Sinn, die die Gespenster des Stalinis­
mus und ängstlichen Bürokratensozia­

lismus dorthin verweisen, wo sie end­
lich hingehören: in die Geschichte,

in die Vergangenheit. Dann wird auch
der 2]. August] 968 Geschichte, end­
gültig Vergangenheit sein.

*) (Auf die Situation und auf die Ent­
wicklung in den Kommunistischen
Parteien Englands und Schwedens wer­
den wir in der nächsten Nummer der
OL eingehen).

Selbstporträt
•eines

K ."" ommunlsten

derartigem Druck seitens der Erben
des "Panzerkommunismus", der un­
bewältigten stalinistischen Vergangen­
heit stehen, daß sie sich selbst zu

den Vollstreckern dieser Erbschaft
machen, nur um eine Kontrolle der
schI immsten Dinge sich vorbehalten
zu können, Ihre Ratlosigkeit dürfte
nur von ihrer Verlegenheit übertroffen
worden sein, als ihnen trotz aller
Repressionen gegen die Anhänger und
Protagonisten des Prager Frühlings die
Charta 77 auf den Tisch flatterte. Die
Stärke dieses Dokuments rührt von
seiner politischen Unangreifbarkeit
her: es fordert nur, was die CSSR­
Staats- und Parteiführung in Helsinki
selbst (als Korb 3 deklariert) mit unter­
zeichnet hat. Die Charta 77 ist nicht
nur ein Dokument des Mutes, es ist
ein glaubwürdiges Doku ment, von
Menschen verfaßt und unterschrieben,
die ihre eigenen politischen Realitä­
ten beklagend den dringend nötigen
Hinweis auf westliche Zustände, auf
Pinochets Konzentrations- und Folter­
lager nicht vergessen; es ist ein poli ­
tisch kluges Dokument, weil es das
bestehende System trotz aller seiner
Mängel und Fehler nicht in Bausch
und Bogen verwirft. sondern seine
Verbesserung, seine Vermenschlichung,
den gelebten lebendigen Sozialismus
statt des proklamierten, in Phrasen
erstarrten fordert und für möglich
hält! Es ist ein Dokument der Hoff­
nung (einer übrigens durchaus revolu­
tionären Kategorie): nach neun Jah-
ren Biafra des Geistes melden sich
tausende Geister (stellvertretend für
Zehntausende) zu Wort, Geister im

"Die Vorlesung der
Menschenrechte beginnt mich
langsam zu langweilen. Oder

willst Du, daß ich Dich
nochmals zusammenschlage?"

!

------------------- J

Als die SED vor der Konsequenz stand,
auch Christa Wolf wegen ihrer Unter­
schrift auf dem Dokument gegen die
Ausbürgerung Biermanns aus der Par­
tei auszuschließen, scheint sie noch
rechtzeitig die Bremsen gezogen zu
haben. Auf die eine Ausbürgerung
folgten die mehr oder minder frei­
willigen Auswanderungen von jungen
Schriftstellern und Künstlern aus der
DDR.Vielleicht erinnerte sich jemand
im Politbüro an das vernichtende Ur­
teil des KPF-Mitglieds und Kultur­
Papstes Louis Aragon über die kultu­
relle Lage in der CSSR nach 1968:

"Ein Biafra des Geistes"" •.

Auch Ceaul'!escu scheint sich des
schreienden Widerspruchs zwischen
despotischer Herrschaft der Bürokratie
im Inneren und der Unterstützung, ja
Lobpreisung der "eurokommunistischen "
Strategie bewußt zu weden. Der ju­
goslawische Nachbar bietet dafür eine
natürliche Orientierungshilfe .

In der CSSR dürften die "Normalisie­
rer" mit Husak an der Spitze unter

Die polnische Führung scheint schließ­
lieh doch Frieden mit den gegen die
abrupten Preiserhöhungen protestieren­
den Arbeitern und deren intellektuel­
len Verteidigem schließen zu wollen,
sich wohl erinnernd daran, daß in Un­
garn 1956 das gefährliche Gemisch
aus verbündeten Arbeitern und Intel­
lektuellen die Explosion so nachhaltig
ausgelöst hat,

Ungam hat nicht nur aus 1956 die
Lehren gezogen und durch die Politik
Kadars die nationale Versöhnung zwi­
schen der Arbeiterpartei des Landes
(die unter Rakosi eine Vasallenrolle
gegenüber Moskau gespielt hat) her­
beigeführt; die vorsichtige Unterstüt­
zung der "Eurokommunisten" unter­
streicht eine unter der Hand, langsam
und geduldig ausgebaute Position der
"Neutralität" sowohl gegenüber den
eigenen Bündnis-Partnern, als auch

gegenüber dem Westen. (Ungarns
Westgrenze verläuft entlang der
weichsten stelle des westlichen Impe­
rialism us, ..• )

Der innere Gärungsprozeß
geht weiter

litischen Räson nachvollziehbar ma­
ehen.
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wenn alle noch so falschen Argumen­
te ausgegangen sind, greift man ­
zum Rufmord. Kalt und nach altbe­
währter Methode. So im Falle des
ehemaligen Mitdenkers und Mitge­
stalters des Prager Frühlings, Zdenek

Mlynar, der sich, wie viele sowjeti­
sche und DDR-Bürger, freiwillig aus­
bürgern ließ, um dem täglichen
Kleinkrieg mit der Großmacht Staats­
und Parteibürokratie zu entrinnen.

Dokument

Eine iugoslaYlische Stimme
k · "zum Euro ommunlsmus

"

Nachfolgender Auszug aus einem Interview des Zagreber "Vjesnik" mit dem
Präsidialmitglied des jugoslawischen ZK und Verantwortlichen für die Be­
ziehungen mit den kommunistischen und Arbeiterparteien, Alexander
Grlickov, gibt die Positionen des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens
gegenüber dem "Eurokommunismus" in klarer und interessanter Form wieder.
Solche stellungnahmen werden KPÖ- Mitglieder in der "Volksstimme " oder
in "Weg und Ziel" vergeblich suchen....

Der Chefredakteur der "Volksstimme ",
Hans Kalt, benützt diese Gelegen­
heit' um auf Seite 4 (19. Juni 1977)
dem Ausgebürgerten im Exil gleich
einen Tritt von hinten zu verpassen.
Er zitiert die "Rude Pravo", die im
März d. J. die letzte abgefeimteste
Kampagne gegen den zuletzt als
Käfer-Forscher beschäftigten Mlynar
einleitete, indem sie den häßlichen
Übereifer eines jungen Kommunisten
enthüllte, der seinen Vater beim
Zentralkomitee der KPTsch Anfang
der 50er Jahre denunziert hatte. Das
waren Jahre der von oben verordneten
Hexenjagd nach dem Ausschluß Jugo­
slawiens aus dem Kominform, der
damals auch ein Husak zum Opfer
fiel, wenn er auch im Gegensatz zu
Slansky und anderen immerhin mit
dem Leben davonkam. Was muß das
für eine Zeit gewesen sein, wo junge
Kommunisten ihre Väter anzeigten?
- ist die einzige (menschen)mögliche
Reaktion auf solche Enthüllungen der
"Rude Pravo".

Seither gingen Jahre dahin, Jahre
des Novotny- Regimes, seines Sturzes,
und ein Jahr. wo Leute wie Mlynar
und Husak gemeinsam versuchten,
alle Konsequenzen aus den vergange­
nen Fehlern und Verbrechen zu ziehen,
damit das alles nie wieder möglich
werde. Das Experiment scheiterte,
es wurde unter Panzerketten zermalmt.
Die Jahre des Terrors kehrten zwar
nicht wieder, aber der (Un)Geist jener
Jahre herrscht über Land und Leute,
wie die Methoden der "Rude Pravo"
zeigen.

Mlynar, heute doppelt Ausgestoßener
(seines Landes und eines Sozialismus,
an den er in seiner Jugend bis zur
Unmenschlichkeit glaubte), hat sich
geändert. Hans Kalt blieb der alte.
Er ist wie ein Alb, der auf dem Hirn
der Lebenden lastet. •.

Zsolt Patka *
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Vjesnik: Im Bund der Kommunisten
Kroatiens beginnt man soeben das
sechste Thema des Programms der
ideologisch -politischen Bildung aus­
zuarbeiten. Was gäbe es zur Entwick­
lung in der Welt und in der internatio­
nalen Arbeiterbewegung zu sagen und
besonders zum "Eurokommunism us" ?
(gekürzt)

Grlickov: Phänomene und Prozesse
entstehen und entwickeln sich nicht in
"reiner" Form: in ihnen gibt es in der
Regel eine Menge Widersprüchlichkei­
ten. Dialog und Polemiken sind nicht
wegzudenken, denn wir leben in einer
Welt großer radikaler Veränderungen
und daher auch in einer Ungewißheit
der restlosen Erkenntnis. Die ideolo­
gisch-politische Bildung ist nicht nur
die "Auffrischung" des Bekannten,
sondern auch das Verständnis dessen,
was neu ist.

In dieser Form müssen wir an alle in­
ternationalen Fragen herangehen, so
auch an den Stand, die Entwicklung
und die Politik der sozialistischen
Kräfte in ihrer Gesamtheit und beson­
ders der Arbeiterbewegung und der
kommunistischen Bewegung. Alle so­
zialistischen Kräfte überprüfen und
adaptieren ihre strategien. Die Inten­
sität dieser Vorgänge ist offenkund ig
und hat ihre Ursache in den rad ikalen
gesellschaftlichen Veränderungen in
der Welt, einer Welt des Kapitalis­
mus und des Sozialismus. Ei ne dieser
strategien im Gesamtkomplex der
strategien des Sozialismus erhielt die
Bezeichnung "Eurokommunismus".

Der "Eurokommunismus" kann nicht als
einheitliche Strategie betrachtet werden.
Ich kann hier den Sinn und Inhalt der
Strategie des "revolutionären Reformis­
mus" als eines friedlichen Weges im
Kampf um gesellschaftliche Umwälzun­
gen freilich nicht erschöpfend erörtern.
Ich werde nur die wichtigsten strategi­
schen Koordinaten erwähnen.

Gesellschaftliche und strukturelle de­
mokratische Reformen sollen zur Än­
derung des Kräfteverhältnisses zugunsten
der Arbeiterklasse beitragen, eine Um­
verteilung der gesellschaftlichen Macht
und damit eine Umverteilung des na­
tionalen Reichtums bewirken. Der
"revolutionäre Reformismus" plant
nicht den Sturz des Staates, sondern
eine Tranformation mittels revolutio­
närer Reformen. Darin liegt der Sinn
der möglichen Teilnahme der Kommu­
nisten an der Regierung, aber nicht, um
das bestehende System zu verbessern,
sondern um es zu verändern.

Die demokratischen Errungenschaften
der parlamentarischen Demokratie wer­
den als Stütze für die Durchführung ge­
sellschaftlicher Veränderungen betrach­
tet. Die parlamentarische Demokratie
wird als mögliche Form für den Aufbau
und des Sozialismus selbst erachtet, na­
türlich unter der Bedingung, daß der
Mechanismus ihres Funktionierens de­
mokratisiert wird. Vorgesehen ist die
Nationalisierung nur der großen Indu­
strien und der Banken, sowie eine Agrar­
reform in unterschiedlichen quantitati­
ven Dimensionen.
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bar, sie ist ein unangemessenes In­
strumentarium zur Einschätzung des
Wesentlichen in der Politik der Par­
teien des "Eurokommunismus".

Denn die KP Italiens oder die KP
Frankreichs zum Beispiel haben be­
deutende Veränderungen in ihren
strategischen Projekten vorgenom­
men, wobei sie von den nationalen.
innenpolitischen Bedingungen in ih­
ren Ländern und von der Lage in der
Welt und in Europa ausgingen. Das
taten sie nicht nur. um ihre Unab­
hängigkeit zu bekräftigen, um sich
ein Alibi ihrer Unabhängigkeit zu
schaffen. oder weil sie hofften, das
würde als Selbständ igkeit aufgefaßt
werden. Eine solche Rechnung wäre
von kurzer Dauer.

Bei der gesellschaftlichen Veränderung
als ihrem Hauptziel rechnen die kom­
munistischen Parteien auf das Bündnis
und die Unterstützung aller linksorien­
tierten Kräfte, nicht nur der klassischen
Linken, sondern auch anderer fort­
schrittlich orientierter Kräfte. das be­
deutet, daß sie auf die Unterstützung
der Mehrheit der Gesellschaft zählen.

In der internationalen Politik treten
diese kommunistischen Parteien dafür
ein, daß das "Europa der Monopole"
von einem "Europa der Arbeiter" ersetzt
wird; sie wollen, daß die Aufteilung
in Blöcke überwunden wird; sie sind
gegen die Wiederbelebung des Atlantik­
paktes, wollen aber auch nicht, daß
er einfach aufgelöst wird. Sie meinen,
daß eine solche Strategie den Einfluß
von außen auf den Prozeß der gesell­
schaftlichen Veränderungen in ihren
Ländern und in Europa überhaupt ver­

hindern könnte.

Diese Strategie wird also durch zahl­
reiche, sehr komplizierte, oftmals
widersprüchliche politische, ökonomi­
sehe und soziale Faktoren von innenpo­
litischer und internationaler Bedeu­
tung bestimmt. Um sie zu begreifen,
ist eine tiefe marxistische Analyse der
heutigen Welt, ihrer nationalen und in­
ternationalen Verhältnisse notwendig.
Unverständnis führt zu Vereinfachungen
verschiedener Art, von dogmatischen
bis zu antikommunistischen.

Die italienischen Kommunisten beto'
nen, daß der "historische Kompromiß "
als Konzeption den italienischen Ver-

hältnissen entspricht und nur für sie
gilt, wie sich auch die Konzeption der
KPF vom "Sozialismus französischer
Färbung" nur auf dieses Land bezieht.
Das gleiche gilt für die Programme
der KP's Spaniens, Großbritanniens.
Belgiens, Portugals, die Partei der
linken Kommunisten Schwedens und
andere. Ich erwähne noch, daß es in
letzter Zeit im Programm der KP Japans
zu größeren Veränderungen gekommen
ist, so daß auch diese Partei häufig zu
den "Eurokommunisten " gezählt wird.
(gekürzt)

V.: Hat der "Eurokommunismus" nur
deshalb Erfolg, weil er betont, daß er
von der Kommunistischen Partei der
Sowjetunion und von der UdSSR unab­
hängig ist, weshalb er in diesen Län­
dern breiteste Unterstützung nicht nur
von den Kommunisten bekommt, oder
hat sich der "Eurokommunismus" viel­
leicht gerade dadurch geschichtlich
selbst begrenzt, und seine Rolle be­
schränkt sich auf eine kurze Zeitspan ­
ne und erstreckt sich nicht auf die
breiteren Perspektiven der Schaffung
des Sozialismus?

G.: Ich habe vorhin davon gesprochen,
daß Vereinfachungen der Politik dieser
Parteien sich auf konstruierte Auslegun­
gen konzentrieren - alles Wesentliche
im "Eurokommunismus" will man durch
das Prisma der Beziehungen zu Moskau
betrachtet wissen, und das in allen
Aspekten dieser Beziehung. Eine sol­
che Auffassung ist für die jugoslawi­
sehen Kommunisten völlig unannehm-

Zweitens, wer behauptet, der "Euro­
kommunismus" verdanke seine Erfol­
ge in erster Linie der Betonung der
eigenen Unabh:'.ng igkeit, begibt
sich in die Sphäre reiner Spekulation
und verschließt die Augen vor den
Tatsachen. Warum sollten die Wäh­
ler den Kommunisten immer größe'
res Vertrauen schenken, wenn diese
das Vertrauen nicht vorher gerecht­
fertigt hätten? Warum bangen die
offiziellen Strukturen des Westens
vor dem Eintritt der Kommunisten
in die Regierungen dieser Länder.
wenn das Kommunisten sind, die
sich vom Einfluß Moskaus "befreit"
haben? Augenscheinlich hat dies
ganz andere Wurzeln.

Keine Partei, am wenigsten eine.
die die Interessen der Arbeiterklasse
vertritt und eine nationale Kraft dar­
stellt, kann ihr Ansehen und ihren
Platz in der Gesellschaft auf irgend­
welchen streng begrenzten Motiven
begründen. Wir glauben, daß es die
Absicht der Kommunisten dieser und
anderer Parteien ist, für gesellschaft­
liehe Veränderungen und den Sozia­
lismus in ihren Ländern zu kämpfen
und daß sie überzeugt sind, daß ihre
eigenen Erkenntnisse und ihre aus
diesen resultierenden Schlußfolgerun ..
gen am besten ihren Bedingungen ent­
sprechen. Darüber wird die Geschich­
te ihr Werturteil abgeben, und die
Verantwortung hierfür tragen diese

Kommunisten seI bst vor ihrer Arbei-
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Sri-Lanka - Pakistan - Indien

Keine Lösungen gegen
schlechte Lösungen

terklasse. Das Ziel ist der Aufbau
eines Sozialismus, den die Mehrheit
gutheißt, und diese Absicht kann
nicht durch kurzlebige Schritte ver­
wirklicht werden.

V.: Bestimmte westliche marxisti ­
sehe Theoretiker meinen, daß der
pluralistische Sozialismus, den diese
KP's in ihren Ländern anstreben, die
höchste Form der sozialistischen De­
mokratie ist, und zwar nicht nur für
diese Länder, sondern überhaupt. Ist
nicht eine solche Auffassung des So­
zialismus dennoch geschichtlich be­
grenzt? Wie würden sie den plura­
listischen, d. h. Mehrparteien- ­
"parlamentarischen" - und den Selbst.
verwaltungssozialismus miteinander
vergleichen?

~~.: Es versteht sich, daß der "plura­
listische Sozialismus" nicht die höchste
Form der Demokratie sein kann. Die
höchste Form der Demokratie ist die
unmittelbare Demokratie, in welcher
der Produzent über den gesamten
Mehrwert verfügt. Das ist das Moment
der Verknüpfung der notwendigen Ar­
beit mit dem Mehrwert der Arbeit. In
diesem Augenblick zeigt sich die ge­
schichtliche Begrenztheit des Pluralis­
mus, denn es kommt nun endgültig
zur Umverteilung der Macht auf
Grund der Umverteilung des gesell­
schaftlichen Reichtums.

Den "pluralistischen" und den Selbst­
verwaltungssozialismus kann man fak­
tisch nicht vergleichen. Es gibt keinen
solchen Vergleich. Der Pluralismus
der Parteien rührt von unterschiedli­
chen Interessen der Klassen und sozi­
alen Schichten, aus den auf den Ka­
pitalbeziehungen begründeten gesell­
schaftlichen Verhältnissen. während
der Selbstverwaltungssozialismus auf
gesellschaftlichem Eigentum, auf den
Zielen des Aufbaus. der unmittelbaren
Demokratie beruht, und diese beginnt
in der Sphäre der Wirtschaft. Deshalb
ist der Bund der Kommunisten der An­
sicht, daß die Wege des Kampfes um
den Sozialismus verschieden sind und
obj ektiv von komplizierten Faktoren
bedingt werden. Das bedeutet. daß
nicht ein Weg als der einzige und all­
gemeine, prinzipielle. ganz gleich
unter welchen Bedingungen, prokla­
miert werden kann.

(Interview veröffentlich im "Vj esnik"

vom 30.4.,1, und 2.5.1977)
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Sri Lanka

1970 errang die sogenannte Freiheits­
partei Frau Bandaranaikes gegen die
Konservativen einen überwältigenden
Sieg. Sie nahm Trotzkisten und Kom­
munisten in ihre Regierung auf. was
damals in der Weltöffentlichkeit be­
trächtliches Aufsehen erregte. Die
Volksfront von Sri Lanka hielt nicht
lange. Ausgerechnet von links wurde
das Regime unter schwersten Druck
gesetzt: das Zehntausende zählende
arbeitslose Proletariat von jungen
Akademikern. "Gueverristen" nach
Che Guevara genannt. probte den
Aufstand und mußte mit vereinter
west -östlicher Hilfe hinter Stachel­
draht gesperrt werden. Die Koalition
des "Fortschritts" zerfiel, Frau Ban­
daranaike eiferte bis ins kleinste De­
tail dem großen Vorbild Indira Ghan­
dis nach - und scheiterte nun wie
diese. (Auch unter Frau Bandaranaike
blühte Korruption und Vetternwirt ­
schaft, wurde der Familienclan, voran

der Sohn der Regierungschefin, in
führende Positionen gehievt und auf
unangenehme Art und Weise in allen
Belangen tonangebend). Die Nieder­
lage bei den Mitte Juli abgehaltenen
Wahlen war für die kleine lndira des
ehemaligen Ceylon noch größer als
für die große Indiens bei den ParIa­
mentswahlen: die Konservativen er­
hielten 900/0 der Stimmen. 128 der
168 Mandate. Die Vereinigte Links­
front von moskautreuen Kommunisten
und heimatlosen Trotzkisten erlitt
schwere Verluste und blieb ohne
Mandat. Um das Maß politischer
Sonderbarkeiten voll zu machen,
sprach der Chef der Konservativen.
Jayewardehe. von einer "sozialdemo­
kratischen" Lösung der Probleme
Sri Lankas. (200/0 Arbeitslose, 3000/0

Inflation, separatistische Tendenzen
im Norden des 13,5 Millionen Men­
schen zählenden Insel- Staates). Ob
da nicht gegen eine schlechte Lösung
diesmal eben keine Lösung gewählt
wurde?

Pakistan

Als die Massen nach manipulierten
Wahlergebnissen auf die Straße gin­
gen und den Rücktritt Ali Khan Bhuttos
forderten, ließ Bhutto in die Menge
feuern. Nun wurde er seinerseits von
einem darin erfahrenen Militär ge­
feuert.

Die von Ali Khan Bhutto gegründete
"sozialistisch" orientierte Pakistan
People' s Party (PPP) trug zum sturz
Ayub Khans bei, gewann die Wahlen
im Dezember 1970, und Bhutto löste
1971 nach der Gründung von Bangla
Desch als Ergebnis des Bürgerkriegs
den Präsidenten Yahya Khan ab.
Nach der Erlassung einer neuen Ver­
fassung 1973 übernahm Bhutto das
Amt des Ministerpräsidenten und be­
endete damit eine 15-jährige Mili-
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Zwangssterilisierung

in Indien
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Indien ist das klassische Land der sogenannten
"Bevölkerungsexplosion" Die l\lenschen ver­
mehren sich so rasch. daß Nahrungsmittelpro­
duktion. Bereitstellung von Wohnraum, von
Schulen. von gesundheitlicher Versorgung usw.
nicht Schritt halten können. Von offiziellen
Stellen geförderte Fam ilienplanungsbestre bunge
gibt es zwar schon seit 1930. doch ihre Auswir­
kungen waren gering. Experten der Weltbank
und anderer Entwicklungshilfeorganisationen
sagten der indischen Regierung mit immer
größereIT, Nachdruck. daß man die Probleme
des Landes nicht lösen könne, wenn es nicht
gelänge. das Beviilkerungsproblem inden
Griff zu bekommen. machten weitere Unter­
stützung offen oder andeutungsweise von Erfol­
gen bei der Familienplanung abhängig.

Unter diesem sich immer mehr verstärkenden
ausländischen Druck entschloß sich die Regie­
rung Indira Ghandi 1972 zu einer großen Kam­
pagne: Eltern. die schon mehrere Kinder halten
wurden aufgefordert. sich freiwillig sterilisie­
ren zu lassen. Man errichtete Camps zur
Durchführung des Eingriffs. zahlte den Sterili ­
sierungswilligen eine relativ hohe Prämie (et­
wa 10 bis 20 Tageslöhne), die Kampagne wurd
von den Massenmedien kräftig unterstützt und
hatte zunächst auch Erfolg. In den ersten 12
Monaten ließen sich mehr als 3 Millionen ste­
rilisieren, und man kann annehmen, daß es
sich dabei um echte Freiwillige handelte, bezi ­
hungsweise um Menschen. die durch die hohe
Prämie angelockt, aber nicht durch direkten
Zwang getrieben wurden. Doch dann war die-
ses Reservoir erschöpft und die Zahlen der frei­
willigen Sterilisierungen begannen drastisch
abzusinken. Für ein Land mit über 500 Millio­
nen Einwohnern und einem jährlichen Bevölke­
rungszuwachs von etwa lO Millionen war diese

"erfolgreiche" Kampagne nicht mehr als ein
Tropfen auf den heißen Stein. Und der Druck
der ausländischen Entwicklungshilfeorganisatio·
nen hielt weiter an.

Z. P.

Indien

Indira Ghandi und ihre neue Kon­
greßpartei wurden auf zweimal de­
moliert: zuerst bei den Parlaments­
wahlen, aus denen sie bis auf die
Grundmauem zerstört hervorgingen.
Bei den drei Monate darauf folgen­
den Regionalwahlen wurden nun selbst
diese Grundmauern, wo sie noch in­
takt geblieben waren, wie durch ein
Nachbeben total zerrissen. Dazu bei­
getragen haben u. a. folgende Fakto­
ren: die Weigerung der Rest-Kongreß­
Partei, aus der ersten Niederlage
Lehren und Konsequenzen zu ziehen
und die überraschend konsequente
Einlösung der Versprechen der ehe­
maligen Opposition und jetzigen kon­
servativen Regierung unter Morayi
Desai, alle politischen Parteien und
Strömungen zu legalisieren und sie
möglichst gleichberechtigt in der
Öffentlichkeit wirken zu lassen. So­
gar die Naxaliten, einst meistverfolg­
te linke Aufständische, durften kan­
didieren, die Massenmedien in An­
spruch nehmen - und errangen be­
trächtliche Stimmengewinne vor al­
lem in Kalkutta. Überhaupt Kalkut­
ta, Provinzhauptstadt Westbengalens:
Hier war der Sieg der radikalen und
unabhängigen CPM (Communist Par­
ty / Marxists) unter dem asketischen
Führer Jyoti Basu so gründlich und
groß, daß er, wohl oder übel, den
Chefministersessel dieser Provinz ein­
nehmen mußte. (Seine Parte i erhielt
20 Unterhaussitze , die moskautreue
CPI nur sieben). In dieser Entwicklung
könnte sich etwas abzeichnen, was
nach der schlechten Lösung der Dinge
durch Indira Ghandi doch eine posi­
tive Alternative zu keiner Lösung ent­
stehen lassen könnte.

tärherrschaft in Pakistan, die nur vier
Jahre auf ihre Wiederkehr warten
mußte.

Bhutto betrie beine Politik der vorsich ­
tigen Reformen. er hob alle feudalen
Vorrechte auf und bekämpfte die Ka­
pitalflucht. indem er die Pässe der
rei chsten Familien und ihrer Ver­
wandtschaft einziehen ließ. Um mit
den Schwierigkeiten des Landes fertig
zu werden, forderte er immer mehr
Sondervollmachten und ließ die Stim­
men der Opposition (der Pakistanischen
Volks- Allianz) bei den letzten Wah­
len so gründlich unter den Tisch fal­
len, daß er 150 der 200 Parlaments­
sitze für sich beanspruchen konnte.
Sein Schießbefehl gegen Demonstrie­
rende und die vers chiedenen darauf
folgenden Auseinandersetzungen for­
derten über 300 Tote und Tausende
Verletzte.

Auf die schlechte Lösung Bhutto folgte
keine Lösung durch die Militärdikta­
tur: als probates Mittel gegen Gesetz­
losigkeit und Anarchie wurden alt­
mohammedanische Strafen eingeführt,
wie öffentliche Auspeitschung und
Handabschlagen - allerdings in An­
wesenheit eines über die Kunst der
modernen Anaesthesie verfügenden
Arztes.....
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Sterilisierung nach

Planzielen

Nach der Einführung des Ausnahmezustandes
im Juni 1975 entschloß sich lndira Ghandi des­
halb die Sterilisierungskampagne zu intensivie­
ren. Den einzelnen Bundesstaaten und Verwal­
tungsbeZirken wurden Planziele gesetzt und
von oben her Druck ausgeübt, wenn sie nicht
erfüllt wurden. Was das für Folgen hatte, konn­
ten die indischen Zeitungen damals wegen der
Zensur nicht berichten. Die Tatsachen werden
erst jetzt allmählich bekannt, insbesondere
durch die Veröffentlichungen eines Berichts
einer Kommission unter Leitung von Prof. D.
Banerji, Leiter des Instituts für Sozialmedizin
an der Jawaharlal-Nehru-Universität in Neu

IDelhi (siehe New Scientist, 5. Mai 1977).

Da es trotz der hohen Prämien nicht m "glich
war, genügend Freiwillige zu finden, wurden
ökonomischer Druck und auch brutaler Zwang
eingesetzt, um die Sterilisierungsz iele zu er­
füllen. Betriebe und Behörden zahlten ihren
Angestellten keinen Lohn, wenn sie kein Ste­
rilisierungszertifikat vorweisen konnten, Spi­
täler in Delhi lehnten die Aufnahme von Pa­
tienten mit schweren Krankheiten wie Mala'
ria und Tuberkulose ab, wenn sie nicht ster i ­
lisierungswillig waren, die Bewilligung der
verschiedensten Begünstigungen wie etwa
Schulgeldermäßigung für die Kinder oder Be­
nützung von Bewässserungskanälen . die Aus­
händigung v"n Führerscheinen und anderen
Zertifikaten wurden von der Vorweisung der
Sterilisierungsbestätigung abhängig gemacht.

Wo das alles noch nicht genügte, um die ge­
steckten Planziele zu erreichen, wurden bei
Morgengrauen Razzien in die Dörfer organi­

siert' Männer wahllos zusammengefangen, auf
Lastautos verladen und zwangsweise ins Steri-

lisierungskamp gebracht. Die Folgen waren
Massenflucht aus den Dörfern, wenn sich ein
fremdes Fahrzeug näherte, aber auch Aus­
schreitungen und offener Aufruhr. In der Ort­
schaft Peepli, 40 km westlich von Delhi,
drohte ein hoher Beamter, daß die Luftwaffe
das Dorf bombardieren werde, wenn sie die
Sterilisierungskampagne nicht unterstützen.

Über tausend Tote

Nach Angaben des neuen Gesundheitsmini ­
sters Raj Narayin haben über tausend Personen

als Folge der Sterilisierungskam pagne ihr Le­
ben verloren. [in Teil ist im Verlauf von Un­
ruhen getötet worden, hunderte weitere sind
an den Folgen des Eingriffs gestorben, weil
aufgrund der Gewaltanwendung und des Mas'
senbetriebs • Ärzte führten manchmal bis zu
hundert Sterilisierungen pro Tag aus - die hy­
gienischen Vorkehrungen oft unzulänglich

waren.

Im Zuge der Gewaltanwendung wurden wahl­
los oft auch junge Männer sterilisiert. die noch
keine Kinder hatten, aber die Jagd nach der
formalen Erfüllung der Planziele hatte auch
umgekehrte und oft absurde Effekte. Sechzig­
jährige Witwen konnten ihre Renten nur be­
kommen, wenn sie sich sterilisieren ließen.
siebzigjährige Männer wurden der Operation
unterworfen, manche Leute ließen sich zwei­
mal sterilisieren und kassierten die Prämie
ein zweites Mal und ähnliches mehr.

Ökonomischer Druck und brutaler Zwang wurde
- man ist versucht zu sagen, selbstverständlich
- nur gegen die Armen und Fntrechteten einge-
setzt. Die Wohlhabenden und Einflußreichen
konnten dem Druck entgehen, auch wenn sie

zahlreiche Kinder hatten, Mitglieder der Ge­
meinderäte wurden von oben her aufgefordert,
selbst mit gutem Beispiel voranzugehen und
sich sterilisieren zu lassen. Doch sie fanden
bald den Ausweg, daß sie sich freikauften,
indem sie Ersatzleute stellten, die sich an
ihrer Stellen für den Eingriff bereiterklärten .

Die Mitschuld des Westens

Die brutale Durchführung der Sterilisierungs­
kampagne hat nachAnsicht der meisten Beo­
bachter entscheidend zur vernichtenden Nie­
derlage der Kongreß-Partei bei den letzten
Wahlen beigetragen. Doch tatsächlich liegt
nur die halbe Schuld bei der Regierung Indira
Ghandi und die andere Hälfte bei den westli ­
chen Entwicklungshilfsorganisationen, die auf
sie Druck ausgeübt habe,1- Weltbankpräsident
MacNamara und andere, wie der Präsident
des Worldwatch Institute. Lester Brown, haben
Indien für diese Kampagne volles Lob ausge­
sprochen' große Zeitungen des Westens wie
der "Daily Telegraph ", sowie auch "Readers'
Digest" haben die indischen Bestrebungen

sehr positiv kommentiert.

Vielleicht die schlimmste Folge der Zwangs­
sterilisierungen ist nach Ansicht von Prof.
Banerji, daß in der Dorfbevölkerung nun ein
tiefes Mißtrauen gegen alle Familienplanungs
bestrebungen zurückgeblieben ist und auch
gegen alle Ärzte und Behörden, die diese Ka
pagne so willfährig unterstützt haben. Das
zeigt sich zum Beispiel in einem massenweise
Fernbleiben der KJ.nder von Impfungen gegen
Pocken und andere Krankheiten, weil die El­
tern befürchten. daß man ihnen insgeheim
auch ein sterilisierendes Mittel einspritzen

könnte.
G.B.

Informationen über das Russell-Tribunal

Gute Exportchancen : Modell
Deutsc hland

Anders als in den meisten übrigen
europäischen Ländern vollzieht sich die
Umwandlung der BRD in ein autoritä­
res Staatsganzes nahezu ohne schlag­
kräftige innere Opposition. Gerade
dieser Umstand sollte jenen die Augen
öffnen, die bislang den hohen Tönen
der BRD-Politiker: "Noch nie war
Deutschland so frei ", "Noch nie ging
es uns so gut", Glauben geschenkt ha­
ben.
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Innenpolitisch geht es heute in der
BRD nicht darum, einer starken demo­
kratischen Bewegung die Spitze zu
brechen. Dazu wurde mit der Nieder­
ringung der APO das Training längst
abgeschlossen - spontane Protestbewe­
gungen sind bereits miteinkalkuliert.

Das gigantische Ausmaß des Ausbaus
der "Inneren Sicherheit" ließe sich von
den aktuellen Kämpfen her nicht be­
gründen und begreifen. Offenbar be­
reiten sich die Strategen der Inneren
Sicherheit, die Betreiber von Atom­
kraftwerken, die imperialistischen
Großmachtpolitiker sandkastenspiel­
artig auf die Bekämpfung wesentlich



breiterer, volksaufstandähnlicher Be­
wegungen vor. Damit sei der perspek­
tivische und "utopische" Charakter
des staatlichen Unterdrückungsappa­

rates angesprochen. Die Aufstockung
der Polizei auf Truppenstärke, ihre
Ausrüstung mit Nato-Kriegsgerät, der
Aufbau von Terror-Spezialeinheiten
(z. B. das "Mobile Einsatzkommando"
MEK) u. a. m. lassen auf das weitgefaß­
te strategische Kalkül schließen, wel­
ches dahintersteckt : absolute innere
Kontrolle, Herstellung einer monoli­
thischen staatlichen Zwingburg, bei
angenommener Zunahme des Konflikt­
potentials auf Welt ebene .

Die staatliche Säuberungswelle (Berufs­
verbote, Zensurparagraphen etc.)
wären vor diesem Hintergrund "nur" als
Vorstufen zu betrachten. Längerfristig
ginge es dann um die Liquidierung der
letzten Reste von demokratischer
Opposition und um die völlige politi­
sche Gleichschaltung der Bevölkerung
der BRD.

Peter Brückner hat die Innenpolitik
der BRD trefflich mit dem Begriff der
"Präventiven Konterrevolution" cha­
rakterisiert .

Angesichts dieser Entwicklung kommt
ein "Russel-Tribunal über die Repres­
sion in der BRD" gerade rechtzeitig
- auch für Österreich!

"Das dritte Russel-Tribunal
soll die Verhältnisse in der
BRD behandeln! n

Die Anregung, ein solches Tribunal
durchzuführen, kam von außerhalb
der BRD. In Erinnerung noch die ­
sehr erfolgreichen - Tribunale gegen
den Krieg in Vietnam und die Folter
in Lateinamerika, führte die große
Besorgnis, mit der die demokratische
Öffentlichkeit in den Nachbarländern
die politische Entwicklung der BRD
beobachteten, zu den ersten Überle­
gungen hinsichtlich der Durchführung
eines Russel-Tribunals über die Repres­
sion in der BRD. mit der deklarierten
Absicht, damit der doch einigermaßen
isolierten demokratischen Opposition
in der BRD selbst bei der Überwindung

ihrer Lage unter die Arme zu greifen.
Bis heute allerdings bestehen erheb­
liche Differenzen innerhalb der deut­
schen Linken bezüglich der Unter­
stützung des Tribunals.

Was hier interessiert sind einige eher
allgemeine Überlegungen über den
Charakter eines Russel-Tribunals, die
gleichzeitig jenen Bereich markieren.
wo weitgehend Übereinstimmung
herrscht.

Russel-Tribunal setzen sich zur Auf­
gabe, an Hand konkreter Fälle die
Verletzung von garantierten Menschen­
rechten auf die internationale Ankla­
gebank zu bringen. Niemals Gegen­
stand eines Russel-Tribunals kann folg­
lich die Verurteilung von Ideologien,
ideologisierten Meinungen se in.

Beständig betont daher die Russel­
Peace-Foundation ihren unabhängigen,
autonomen status. Darin liegt auch
gleichzeitig die innere Stärke des
Tribunals als unbestechliches und
international angesehenes Forum jen­
seits gängiger Konfliktmuster, und jen­
seits der ausgeleierten Bahnen bürger­
lichen Demokratiespiels.

Geradezu als Begründungszusammen­
hang eines Tribunals mag dessen
Nichteinmischung in Parteistreitigkei­
ten gelten. Eine der Grundvoraussetzun'
gen für den Erfolg des Tribunals ist
somit die Respektierung seines autono­
men Charakters.

Damit sollten eigentlich Linke zu­
rechtkommen.

Viel schwerer kommen damit die
Herrschenden zurecht, ist ihnen doch

von \t>rnherein der gängige Weg ver­
sperrt, das Ganze als das Werk der
"staatszersetzenden Elemente", der
"Demokratiefeinde ", der "internatio­
nalen Terroristen und Kommunisten"
zu verunglimpfen. Hier stellt sich
einfach die Frage, wieweit sie in ih­
ren Attacken gegen die Russel-Peace­
Foundation selbst gehen wollen.

Das Rüssel-Tribunal geht
auch Österreich etwas an

Eine weitere - sofort einleuchtende ­
Grundvoraussetzung für den Erfolg eines
Tribunals is~. seine weltweite Propagie - I
rung in der Offentlichkeit.
Die Dimension, die die Öffentlichkeits­
arbeit erreichen kann. wird dabei
sehr stark von den je konkreten Ver­
hältnissen in einem Land abhängen.
Weiter oben war von der Besorgnis
die Rede, mit der die Entwicklung in
der BRD verfolgt wird.

Nun - die österreichische Variante der
Besorgnis läuft zunächst einmal in die
umgekehrte Richtung.
Im Zusammenhang mit der Fahndung
nach der RAF läßt sich von totaler
Gleichschaltung der österreichischen
Medien sprechen, denen damit gleich­
zeitig das zweifelhafte "Verdienst"
zukommt, den fanatischen Feldzug
des BRD-Sicherheitsdienstes in aller
Öffentlichkeit durch äußerst mitfühlende
und verständnisvolle Darstellung ver­
herrlicht zu haben.

Der "Fall Altvater" z. B. zeigt deut­
lich die Zusammenarbeit der öster­
reichischen Behörden mit dem BRD­
Sicherheitsdienst auf. wie sehr also
die österreichischen Schnüffler bereit
sind, "Winken" aus Deutschland so­
fort Folge zu leisten,und vor allem in
welch hohem Ausmaß die Hysterisie­
rung der Verhältnisse eine Verunsiche­
rung der Rechtssphäre mit sich bringt.

Ein exemplarischer Fall.

Nach wie vor weigert sich die öster­
reichische Parteiöffentlichkeit von
Berufsverboten im Zusammenhang mit
dem Radikalenerlaß zu sprechen.
Keinerlei kritische Stimmen waren
von dieser Seite her zu vernehmen,
als in der BRD von der Einschränkung
des Asylrechts die Rede war.
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Gegen falsche Solidarisierung
Es ist nötig geworden, ohne Bei­
fall von der falschen Seite zu scheu­
en und ohne damit die Kritik an
den Rechtswidrigkeiten der Pro­
zesse gegen "Terroristen" und den
Haftbedingungen der wegen Hand­
lungen aus politischen Motiven
Inhaftierten zu mindern, ebenso
rücksichtslos klarzustellen:
Es muß zwar die Kritik an diesen
Rechtswidrigkeiten - und zwar um
des Rechtsstaates willen, an des­
sen grundlegenden Prinzipien die
sozialistische Bewegung sehr in­
teressiert ist - weitergehen: es
darf daraus aber keine Solidarisie­
rung mit den von diesen Rechts­
widrigkeiten Betroffenen folgen.
1. Die Arbeiterbewegung hat ge­
wußt, weshalb sie von jeher in der
vordersten Front der Kriegsgegner
stand. Jeder Krieg erschüttert die
auf schwachen Füßen stehende
Rechtsstaatlichkeit der bürgerli­
chen Gesellschaft und brutalisiert
deren Institutionen und Menschen,
die in ihnen tätig sind. Die Nach­
ahmung der lateinamerikanischen
Stad1guerilla bei uns bringt den
anti-imperialistischen Kampf in die
blutige Form des Krieges, bevor
diese Form des Kampfes durch die
Machthaber aufgezwungen wurde.
Es war vorauszusehen und wurde
genugsam gewarnt: Die bürgerli­
chen Rechtsinsti!utionen und ihre
Träger werden das nicht aushalten.
Alle jene Rechtswidrigkeiten samt

den übrigen Repressalien, die
Transformation zum autoritären
Staat, sind (neben anderen Ursa­
chen) auch Folgen der Kriegsak­
tionen gegen diesen Staat. Über
diese Folgen zu jammern, nachdem
man sie selbst heraufbeschworen
hat, ist kindisch.
2. Die Aktionen der RAF und ihrer
Nachfolger und Nachahmer be­
weisen ihren pseudo-revolutionä­
ren Charakter: Seit der Baader-Be­
freiung im Mai 1971 hatten von
ihnen nur die zwei, zu denen die
Stammheimer selbst sich bekannt
haben - die Bombenanschläge auf
amerikanische Institutionen in Hei­
deiberg und Frankfurt 1972 - ei­
ne politische Tatmotivation. Alle
übrigen - Bankeinbrüche, Geisel­
nahmen, Polizisten-Erschießun­
gen - dienten der Selbst-Repro­
duktion der Gruppe. Nie wurde et­
was im Interesse der von dieser
Gesellschaft Unterdrückten unter­
nommen. Ausschließlich mit ihrer
Selbst-Reproduktion beschäftigt,
unterschieden sich ihre Handlun­
gen nicht mehr von denen einer
kriminellen Gruppe. Das gilt auch
für die als "Bestrafung" ausgelegte
Ermordung Bubacks.
3. Die Bezeichnung dieser Ermor­
dung als "Hinrichtung" bedeutet,
daß diese "Revolutionäre" die To­
desstrafe wieder einführen, wäh­
rend wir in diesem durch sie und
durch eine sie als Vorwand be-

nutzenden Gegenpropeganda hy­
sterisch gemachten Volk schwer
genug zu kämpfen haben, daß der
Fortschritt der Abschaffung der
Todesstrafe erhalten bleibt. Daß
außer Buback noch seine zwei Be­
gleiter erschossen wurden, ist ent­
weder Ausdruck der inzwischen
eingefressenen Menschenverach­
tung - oder es soll bedeuten, daß
die "Todesstrafe" nun auf alle An­
gehörigen des Justiz- und Polizei­
apparates ausgedehnt wird. Der ni­
hilistische Wahnsinn, der damit an
die Stelle des antiimperialistischen
Kampfes getreten ist, ist nun­
mehr offenkundig.
4. "Distanzierung" genügt hier
nicht mehr. Es muß klargestellt
werden: Diese selbsternannten,
selbst keinerlei Solidarität mit an­
deren Sozialisten praktizierenden
"Guerilleros" haben aufgehört,
Genossen zu sein. Sie sind objek­
tiv Bundesgenossen und Werkzeu­
ge der Reaktion geworden. Das
ist es, was sie endlich einsehen
müssen, und diese Einsicht wird
ihnen verbaut durch Kundgebun­
gen der Solidarität mit ihnen.
5. Darum: Die Zustände in unse­
rer Strafjustiz, in der politischen
Justiz und in den Haftanstalten
sind vielfach so miserabel, daß
Kritik und Protest sie in aller Schär­
fe treffen müssen. Dabei darf es
aber weder um Sonderforderungen
für die politischen Gefangenen ge-

hen noch um Rechtfertigung ihrer
Handlungen und ihrer verderbli­
chen Strategie. Es kann immer nur
um alle Opfer dieser Zustände ge­
hen.
6. Die drei Stammheimer Gefan­
genen sind auf politischem Wege
zu ihrer irrigen Strategie gekom­
men. Meine Achtung ihrer Person
und ihres Kampfes ums Überleben
ist trotz der Kritik unvermindert.
Sie kann sich nur darin ausdrük­
ken, daß wir sie nicht zu Objek­
ten unseres Mitleides machen, son­
dern sie als verantwortliche Sub­
jekte ansprechen. Darum haben sie
jetzt von uns vor allem anderen
dies eine zu hören: Schluß mit
der blödsinnigen Parole: "Den
Widerstand bewaffnen''', die sie
vor kurzem noch herausgegeben
haben! Statt dessen sollen sie end­
lich alle ihre Sympathisanten in­
nerhalb und außerhalb der Gefäng­
nisse auffordern, mit der heimtük­
kischen und idiotischen, politisch
und menschlich gleich verwerfli­
chen Morderei und dem kindischen
Basteln von Sprengsätzen aufzu­
hören und die Mühe politischer Ar­
beit auf sich zu nehmen. Das ist
der einzige Beitrag zum anti-im­
perialistischen Kampf, den sie nach
dem Schaden, den sie angerichtet
haben, jetzt von der Zelle aus lei­
sten können.

HELMUT GOLLWITZER

Aus: "links", Nr. 90, Juli/August 1977.

Ich möchte gerne "offensiv links" für ein Jahr abonnieren

früheren Tribunalen sehr wohl ein Zu­
sammenhang besteht, und hier nicht
der Wunsch der "Linksradikalen" der
Vater des Gedankens war. Von vorn­

herein entgegengewirkt muß auch dem
Eindruck werden, hier werde die
"schmutzige Wäsche" anderer gewa­
schen. Die einzige Gewähr gegen
Versuche, das Tribunal und vor allem
die Unterstützung als das Werk von
gesellschaftspolitisch irrelevanten
Sektierern abzustempeln, bietet eine
breite Massenpropaganda, die das ge­
samte Ausmaß der Repression in der
BRD zum Gegenstand hat.

Darüberhinaus steht ja die politische
Entwicklung in der BRD nicht zusam­
menhanglos und schon gar nicht ohne
Einfluß auf Österreich im Raum.

chen Schwierigkeiten rechnen, weiß
man sich doch hierzulande nicht allzu
weit entfernt von Deutschland.

Eine die EntWicklung der BRD kritisch
aufs Korn nehmende öffentliche Aus­
einandersetzung hat in Österreich bis
heute jedenfalls noch nicht stattgefun­
den.

Der C'sterreichischen Initiative und
den österreichischen Unterstützern
muß bewußt sein - und das muß auch
nach außen hin vertreten werden ­
daß zwischen dem jetzigen und den

r- -- -- - - - - ------ -------- ----------- - - ---- - - ---' .... -- ---- - -_ .. ----- - -,
I I
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Begehren allerdings deutsche Erzreak­
tionäre in Österreich Hof zu halten,
oder beabsichtigen Faschisten und
Ultrarechte in Österreich ihre Paraden,
Versammlungen und Aufmärsche durch­
zuführen, findet sich immer ein Weg
und oft sind Grußadressen oder gar
offizieller Begleitschutz gerade noch

gut genug.

Die Inangriffnahme der Unterstützungs­
arbeit für ein Russel-Tribunal über die
BRD von österreichischer Seite her
kann also von vornherein mit erhebli_

NAME ••.•.•..•.•••••••••••••••••••••••••••.••••• ,

ADRESSE .••.•.•••..•.•.•.••••.••••••••.•.••.••.•••

BERUF ALTER .

Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkL Porto)

für das Auslalld:S 50, - (exkl. Porto)

Bitte ausschneiden und an die Adresse:

Insgesamt geht es also der österrei­
chischen Initiative um den Aufweis
der tiefgreifenden Abhängigkeit
Österreichs von der BRD, um den

Aufweis der permanenten Gleich­
schaltungsversuche in den Medien und
in der Politik: denn immer noch gilt
die Formel, was in der BRD passiert,
wiederholt sich in Österreich in der
einen oder anderen Form.

I 1040 WIEN, BELVEDEREGASSE 10 schicken.
I~.;.
'~l _________________ _ ~ . _. ______ __ ~ ..'
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•wten
bietet Ihnen Informationen aus erster Hand

und gibt Ihnen mehr Einblick
in die vielfältige Tätigkeit der Stadt Wien

•wten
die farbig illustrierte Monatszeits chrift der Stadt Wien

Einzelpreis: S 15. ­
Jahresabonnement (mit Zustellung): S 160. -

•wten
Bestellungen übernimmt:

"Englert-Austria", Zeitung s -Großvertrieb GesmbH
1111 Wien, Grillgasse 51, Telefon 74 43 52

Bezahlte Anzeige offensiv links 27



die Möglichkeit einzusteigen. Derzeit besteht
ein bis zum nächsten Plenum interimsmäßiges
Sekretariat, das die notwend igen Koordinie­
rungsarbeiten, die Aufrechterhaltung der Kon­
tinuität über den Sommer hin und die gründli­
che Vorbereitung des PlenuJ' IS wahrnimmt.
Außerdem ist an den Aufbau eines unterstützen­
den Komitees gedacht, das mit der Öffentlich­
keitsarbeit betraut sein wird.

Parallel dazu geht demnächst ein Aufruf zur
Unterstützung der österreichischen Initiative
hinaus, der einem möglichst breiten Spektrum
von Persönlichkeiten, Gruppen und Institutio­
nen zur Unterzeichnung vorgelegt wird.

Zur weiteren Konsolid ierung der Österreichi­
schen Initiative wird überdies der Plan für
eine Großveranstaltung im Herbst ausgearbei­
tet.
Es ist an ein umfassendes Rahmenprogramm ge­
dacht, wo unter anderen ein Vertreter aus
Deutschland und ein Vertreter der österreichi­
schen Unterstützungsbewegung zu Wort kommen
werden. Je besser die Vorarbeiten. desto mehr
Aussichten auf Erfolg für die Veranstaltung .
Derzeit wird versucht. Vorschläge aus Deutsch ­
land zu bekommen.

Weiters plant die österreichische Initiative die
Herausgabe eines regelmäßigen Infos, Mit Ab­
schluß der Vorarbeiten wird man Ende Septem­
ber umfassende Resumees ziehen müssen.

Den Kern der derzeitigen Initiative ~',ilden von
der Themenstellung her autonome Arbeits­
gruppen, die eine möglichst breite und fundier­
te Auseinandersetzung mit bereits vorhandenem
Material über Repression in der BRD und in

Österreich gewährleisten sollen. Es sind dies
die Arbeitsgruppen "Neofaschismus", "Repres­
sion im Heer" (Querschläger), "Repression in
den Medien", "Berufsverbote" und "Repression
gegen Frauen" sowie die Arbeitsgruppen "Re-
pression in den Gewerkschaften" und nach wie
vor die Arbeitsgn.ppe "Politische Gefangene".
Wiewohl eine solche AufZählung den Eindruck
erweckt, als wäre bereits ein breiter Arbeits- Kontakt zur österreichischen Initiative: Peter,
zusammenhang hergestellt, sind die Augen größ r 7329 574, schriftlich: Österreichische Initiati­
aIs der Hunger, sprich: es besteht zwar Interesse, ve zur Unterstützung eines Russel-Tribunals
aber es gibt noch zu wenige Mitarbeiter. Also, über Repression in der BRD, Belvederegasse 10,
für jede der Arbeitsgruppen gibt es noch leicht 1040 Wien, Tel. 65 19 52.

Österreichische Initiative zur
Unterstützung eines Russel­
Tribunals über die Repression
in der BRD

Dem weltweiten Aufruf der Russel-Peace­
Foundation zur Gründung nationaler Jnter­
stützungskomitees für ein Russel-Tribunal über
die Repression in der BRD wurde in ÖSterreich
mit der konstituierenden Sitzung der öster­
reichischen Initiative vom 31.3.1977 Folge ge­
leistet.
Vom Anfang an mit dem Gespenst der "rohen-

. den Spaltung konfrontiert, wurde in der Sitzung
des Plenums vom 1. 7. 1977 mit folgendem Ar­
beitsprogramm versucht, den permanenten
Fraktionskampf zu beenden.

Somit war die Keimform der österrei­
chischen Initiative ein weiteres Mal
auf den universitären Bereich verwie­
sen, von wo weg das Setzen über­
greifender Projekte allemal auf
Schwierigkeiten und gesamtgesell­
schaftJiche Ablehnung stößt.
Und außerdem war den österreichischen
Bemühungen kein guter Start beschie­
den.

Was den Erfolg der österreichischen
Unt erstütz ungsbewegung immer schon
gefährdet hat, ist der äußerst schma­
le Bereich aufgeklärter bürgerlicher
und der nahezu totale Mangel alter_
nativer Öffentlichkeit in Österreich,

Raus aus dem Ghetto!
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Berrchte,Analysen und aktuelle Informationen

ARG8\TI:\IE:\: Repressinn \InJ Widerstand

\1EXIKO: Das verschleierte Skelett

Argentinien, Paraguay,

Guatemala, Mexiko

Nr1:

Nr3: Bolivien, EI Salvador

,Nr 2: Belize,Kolumbien'peru

1:\ \'nR];ERElTl':\C: EC{'ADOR, !;RASILlfJ\: LA:\DRErOR\l.

RClJ.LE DES l\lILiTARS 11\ LATE1~A\lERIl(A

();El'AI'rr,AGE:1

"l.A I"El!\A\lEHlf'A At'DERS" erscheint viern 1 .31 jjhrlich.

Einzelprcis SI :1. - -, 1)\1 'sfr :~. ;;,~, (. Portn). Ahn S (lC', Dl\l 'sfr 1(1(1 Jahr).

~:l)nten: l)stt"rr. p()stsparkasse :\r. 1,;1 ". ~;:l", Werner Ifl\rtner

l.L'nlralsparkasse Wien,l;1 1~, "I I',> ~lanfrt'J ·:-<n....'ak

LATEINAMERIKA ANDERS

I~: l'OR'IATI()~Sc;RI'PPE

IGLA

....

LATEI:\A\lERI" A

:") Wien>

SellL 'nhr I,HHl erstral;(' ~4,' ~;;,

Von allen guten Geistern verlassen,
driftete die Aufbauarbeit sehr bald

in ein gehässiges innerliches Hick-Hack
ab.

Erst jetzt, nach vier Monaten mehr
oder weniger fruchtbaren Streitgesprä­
chen, scheint sich das Ganze zum
Besseren zu wenden.
Was so viel heißt, als daß sich nun­
mehr bis nach Österreich durchgespro-­
ehen hat, daß die Russel-Peace-Foun­
dation nicht zum unmittelbaren Sym­
pathisantenkreis der westdeutschen

Linken zählt und somit Manipulations­
versuche das Tribunal selbst gefährden.

Im Aufbau der breiten Propaganda zur
Unterstützung des Tribunals, geht es
angesichts der Vielschichtigkeit des
Kom plexes Repression um die Entwick­
lung einer möglichst breiten und mo­
difizierten Bündnispolitik.

P.
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